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44 Schulgeſetz.

Amtsbezirken Bühl und Raſtatt , mit 1043,98

113 Schulen und 489 Lehrern .

10. Karlsruhe mit den Amtsbezirken Karlsruhe (ohne die Stadt

Karlsruhe ) , Ettlingen und Pforzheim lohne die Stadt Pforzheim ) , mit

857,85 qkm , 152 429 Einwohnern , 88 Schulen und 430 Lehrern .

11. Bruchſal mit den Amtsbezirken Bruchſal , Bretten und Wies⸗

loch , mit 767,95 akm , 139 076 Einwohnern , 76 Schulen und 383 Lehrern .

12. Heidelberg mit den Amtsbezirken Heidelberg ( ohne die

Stadt Heidelberg ) , Mannheim ( ohne die Stadt Mannheim ) , Sinsheim

und Weinheim mit 1156,99 qkm , 210 132 Einwohnern , 115 Schulen und

593 Lehrern . — Nach Bekanntmachung des uUM vom 7. April 1925 bleibt

in Mannheim bis auf weiteres eine dem Kreisſchulamt Heidelberg unter⸗

ſtellte Schulinſpektion beſtehen mit dem Wirkungskreis des früheren

Kreisſchulamts Mannheim — umfaſſend die Amtsbezirke Mannheim und

Weinheim , mit 357,51 qkm , 104 537 Einwohnern , 32 Schulen und

295 Lehrern .
13. Mosbach mit den Amtsbezirken Mosbach , Adelsheim und

Buchen , mit 1287,43 akm , 88 818 Einwohnern , 142 Schulen und

290 Lehrern .
14. Tauberbiſchofsheim mit den Amtsbezirken Tauber⸗

biſchofsheim und Wertheim , mit 775,96 akm , 58 605 Einwohnern ,

89 Schulen und 176 Lehrern .
Von den Stadtſchulämtern umfaſſen : Freiburg 63,77 qkm mit

9⁰ 553 Einwohnern und 181 Lehrern , Karlsruhe 45,24 akm mit 144 700

Einwohnern und 379 Lehrern , Pforzheim 39,40 akm mit 78 221 Ein⸗

wohnern und 208 Lehrern , Heidelberg mit 81,15 qkm mit 72 093 Ein⸗

wohnern und 192 Lehrern , Mannheim 106,29 akm mit 242 236 Ein⸗

wohnern und 780 Lehrern .

5
2. Als andere ſachkundige Männer kommen zunächſt die Referenten

für das Volksſchulweſen , ſowie für einzelne Fächer ( Zeichnen , Muſik ,

neuere Sprachen ) im UM. in Betracht . Daneben wurden in früherer
Zeit auch die Direktoren der Lehrerſeminare , um ihre Verbindung mit

dem praktiſchen Schuldienſt aufrecht zu erhalten , mit der Beſichtigung

einzelner Volksſchulen beauftragt .

9. Baden mit den

akm , 182 287 Einwohnern ,

Dritter Titel .

Von der inneren Einrichlung der Volksſchulen .

Erſter Abſchnitt .

Zahl und Art der Lehrer .

Zahl der anzuſtellenden Lehrer .

§ 26 .
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19. Juli 1906 Art . I.

3 An jeder Volksſchule ſind ſoviele Lehrer anzuſtellen , daß
auf einen dauernd nicht mehr als ſiebzig Schulkinder kommen .

Lonnö.



hulen.

Von der inneren Einrichtung der Volksſchulen .

( 2) Aus ſehr erheblichen Gründen kann durch die Oberſchul⸗
behörde einem Lehrer auf unbeſtimmte Zeit auch eine größere ,
jedoch nie eine hundert überſteigende Zahl von Schülern über⸗
laſſen werden .

SchG . § 39. VVVO. z. SchG . §S 5. SchBVO . § 56. Geſetz über den
Aufwand für die Volksſchule vom 20. März 1925 .

§ 26. 45

1. Die Zahl 70 bildet nur den Maßſtab für die Zahl der an der
Schule zu errichtenden Lehrerſtellen und bezeichnet nicht etwa die
Höchſtgrenze der Schülerzahl , die auf einen Lehrer bei Unterrichtsertei —
lung in verſchiedenen Abteilungen der Schule kommen darf . Eine Vor⸗
ſchrift nach dieſer Richtung enthält das Geſetz überhaupt nicht .

Die Begriffsbeſtimmung des Ausdruckes „ dauernd “ , der auch in
den 88 27, 34 u. 41 SchG . wiederkehrt , wird nicht im Geſetz ſelbſt ge⸗
geben , ſondern von dieſem der Auslegung durch die Vollzugsbehörde , d. i.
nach § 141 Abſ . 2 u. Ziff . IV der Übergangsbeſtimmungen des SchG . dem
UM. , überlaſſen . Dieſes hat in Anlehnung an die zur Auslegung des
Begriffs früher ergangenen Verordnungen des Miniſteriums des Innern ,
den Aufwand für die Volksſchulen betr . , vom 1. Mai 1874 § 4 Ziff . 6,
der VO. des Miniſteriums des Juſtiz des Kultus und Unterrichts gleichen
Betreffs vom 24. Februar 1894 , § 4 Ziff . 6, in §S 5 der VVO . z. SchG .
vom 8. Auguſt 1910 ( Vergl . Abſchnitt III Ziff . 4) beſtimmt :

Als dauernd im Sinne der S§ 26, 34 und 41 des Gesetzes
gilt ein zu Beginn eines Schuljahres vorhandenes Verhältnis
dann , wenn es während der zwei vorausgegangenen Schul -
jahre bestanden hat , oder wenn mit Bestimmtheit anzu -
nehmen ist , daß es während der zwei folgenden Schuljahre
fortbestehen wird .

Die Anwendung dieſer für normale Verhältniſſe erlaſſenen Be⸗
ſtimmung auf die durch den Krieg geſchaffenen Lage hätte ein raſches
Sinken in der Zahl der geſetzlich zu errichtenden Lehrerſtellen zur Folge
gehabt . Um dies zu verhindern , wurde zur Regelung der Verhältniſſe
für die nächſten Jahre durch das Geſetz vom 23. März 1923 Art . 1
beſtimmt :

Die Zahl der an einer Volksschule nach §S 26 Absatz 1
des Schulgesetzes vom 10. Juli 1910 zu errichtenden Lehrer -
stellen ist für die Zeit vom 1. April 1921 bis zu anderweiter
gesetzlicher Festlegung nach der Zahl der Schüler zu be -
rechnen , von denen die Schule im Durchschnitt der Schal -
jahre 1919 , 1920 und 1921 besucht war .

Die Vorſchrift des §S 5 der VVO . v. 8. Auguſt 1910 wurde dadurch
nicht aufgehoben , ſondern nur für die Dauer der Aufrechterhaltung der

Beſtimmung des Geſ . vom 23. März 1923 in ihrer Anwendbarkeit
ſuſpendiert ; ſie trat mit der Aufhebung dieſer Sonderbeſtimmung durch
die PAVO . wieder in Geltung .

Da aber die auf der Grundlage einer normalen Entwickelung des
Schülerbeſtandes aufgebaute Vorſchrift mit ihrem Hinweis auf die Ver⸗



Schulgeſetz .

hältniſſe der zwei vorausgegangenen und der zwei folgenden Schuljahre

auf die durch den Krieg geſchaffene Lage mit ihren ſtark abfallenden

Schülerzahlen nicht anwendbar erſchien , wurde „ zum Vollzug des § 26

SchG . und des Art . III PAVO . “ durch VO. des UM. vom 20 . März

192 4 ( ABl . Nr . 11) in Anlehnung an die Praxis , die ſich bei der An⸗

wendung der Vorſchrift des § 5 der VO. vom 8. Auguſt 1910 herausge⸗

bildet hatte , beſtimmt :

Die Berechnung der Zahl der Schulkinder z2ur Fest -

setzung der an einer Volksschule zu errichtenden Lehrer -

stellen hat nach dem Durchschnitt der Zahl der Schüler zu

erfolgen , von denen die Volksschule zu Besinn der Schul⸗

jahre 1922 und 1923 besucht war und auf den Beginn des

Schuljahres 1924 voraussichtlich besucht sein wird .

Die Verordnung hatte nur den Zweck , im Anſchluß an die Aufhebung

des Art . 1 des Geſ . vom 23. März 1923 die Grundlage feſtzulegen , auf

der für das Schuljahr 1924 die Zahl der geſetzlich zu errichtenden

Lehrerſtellen berechnet werden ſollte . Die VO. vom 8. Auguſt 1910

wurde , wie aus der Faſſung ihrer Bekanntgabe hervorgeht , dadurch nicht

berührt . Um die letztere mit den Vorſchriften der VO. vom 20. März

1924 ſachlich in Einklang zu bringen , wurde durch das UM. durch Vd.

vom 11 . Dezember 1924 — ABl . Nr . 50 —beſtimmt , daß 8 5 der

VO. vom 8. Auguſt 1910 zu lauten habe :

Als dauernd im Sinne der SS 26, 34 und 40 des Gesetzes

gilt für die Regel diejenige Schülerzahl , die sich aus dem

Durchschnitt der Schülerzahlen der drei vorangegangenen
Schuljahre ergibt .

Sachlich unterſcheidet ſich dieſe Anordnung von der VoO. vom
20. März 1924 nur dadurch , daß für die Durchſchnittsberechnung die

Schülerzahlen der drei vorausgegangenen Schuljahre die

Grundlage zu bilden haben . Die Ausſcheidung des neuen Schuljahres
aus der Durchſchnittsberechnung rechtfertigte ſich von dem Geſichtspunkte

aus, daß im Zeitpunkt , in dem die Berechnung aufgeſtellt werden muß,

die Schülerzahlen des neuen Schuljahres in der überwiegenden Zahl der
Fälle überhaupt noch nicht mit Sicherheit feſtſtellbar ſind.

Um den vorhandenen Beſtand an Lehrer über

die Zeit der ſchülerarmen Jahrgänge hinaus aufre 1 0 erhant
erließ das UM. im Anſchluß an das Geſetz vom 20. März 1925 über

Anderung des Geſetzes vom 23. März 1923 über den Aufwand für die

eein der Faſſung der Verordnung des Staatsminiſteriums vom

1 März 1924 , Perſonalabbau betr . , unterm 5. April 1925 , folgende , dem
rt . Jdes Geſetzes vom 23. März 1923 nachgebildete Verordnung:

Die V erordnung des Ministeriums der Justiz , des Kultus
und Unterrichts vom 8. August 1910 , den Vollaug des Schul -

gesetzes betr .in der Fassung der Verördnug des Mini-
steriums des Kultus und Unterrichts vom 11 Dezemb 192⁴4
erhält mit sofortiger Wirkung F01Sende . 3 8
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Von der inneren Einrichtung der Volksſchulen . § 26. 47

§ 5 .

Als dauernd im Sinne der SS 26, 34 und 41 des Gesetzes
gilt bis auf weiteres diejenige Schülerzahl , die sich aus dem
Durchschnitt der Schülerzaklen der Jahre 1922 , 1923 und
1924 ergibt .

Auch nach der Vo . vom 11. Dezember 1924 waren für die Berech⸗
nung der Stellenzahl im Schuljahr 1925 die Schülerzahlen der Schul⸗
jahre 1922/24 maßgebend . Inſofern ſchafft die VO. vom 5. 4. 1926 erſt
für die Schuljahre 1926 u. folg . neues Recht .

Über ihre Tragweite in ſachlicher Beziehung iſt folgendes zu
ſagen :

Im Schuljahr 1925 hat die Schülerzahl ihren Tiefſtand erreicht .
Dieſes Schuljahr umfaßt 2“ Schüler aus dem Geburtsjahr 1918
und aus dem Geburtsjahr 1919 . Nach dem ſtatiſtiſchen Jahrbuch
für 1925 betrug die Geburtenzahl im Jahre 1918 29938 und im
Jahre 1919 45 994. Wenn auch die Zahl der im Jahre 1925 neu zu⸗
gegangenen Schüler an ſich größer war , als im Jahre 1924 , das neben
/s der im Jahre 1918 Geborenen 2 / Kinder aus dem Jahre 1917 mit
nur 29 373 Geburten umfaßt hat , ſo hat die Geſamtzahl der Schüler
vom Jahre 1924 doch dadurch eine weitere Herabminderung erfahren ,
daß an Oſtern 1925 die Zahl der aus dem oberſten Jahrgang zur Ent⸗
laſſung gekommenen ( in den Jahren 1910 und 1911 geborenen ) Kinder
größer war , als die Zahl der neu zugegangenen .

Berückſichtigt man , daß im Allgemeinen die Zahl der in die Schule
neueintretenden Schüler 82 v. H. der Geburtenjahrgänge , aus denen ſie
ſtammen , ausmacht , während die Zahl der am Ende der achtjährigen
Schulzeit austretenden Schüler nur 50 bis 55 v. H. ihrer Geburtenjahr⸗
gänge beträgt , ſo ergibt ſich bereits für den Jahrgang 1926 , der neben
Js der Geburtenzahl des Jahres 1919 ( 45 994 ) ½ der Geburtenzahl des
Jahres 1920 ( 60 066 ) umfaßt , ein überwiegen des Zugangs über den
Abgang . Dieſe Erſcheinung ſetzt ſich in den folgenden Schuljahren mit

8 den Zugängen aus den Geburtsjahren 1920 , 1921 ( mit 60 602 Geburten ) ,
1922 ( mit 56 150 Geburten ) , 1923 ( mit 53 250 Geburten ) und den Ab⸗ 8gangen aus den Geburtsjahren 1912 ( mit 62 000 Geburten ) , 1913 ( mit
59 700 Geburten ) , 1914 ( mit 59 690 Geburten ) , 1915 ( mit 45 500 Ge⸗
burten ) gleichmäßig fort , ſo daß der Schülerſtand des Schuljahres 1924 2
bereits mit Beginn des Schuljahres 1927/28 und jener des Schuljahres
1923 im Schuljahr 1928 nahezu erreicht , im Schuljahre 1929 aber über⸗
ſchritten ſein wird . Im folgenden Schuljahr 1930 wird auch der Schüler⸗beſtand vom Jahre 1922 erreicht und überſchritten . In den folgenden
3 Schuljahren mit den Abgängen aus den Geburtsjahren 1917 ( mit der
niedrigſten Geburtenzahl von 29 373) , 1918 und 1919 wird ungeachtet
eines etwa eintretenden Geburtenrückganges die Schülerzahl ſtetig und
nicht unerheblich zunehmen .

Zur Aufrechterhaltung des Beſtandes an Lehrerſtellen , wie er ſichaus dem Durchſchnitt der Schülerzahl der Schuljahre 1922 , 1923 und
1924 ( mit 317 6000 Schülern ) ergibt , müßten die Vorſchriften , wie die
Verordnung vom 5. April 1923 ſie aufſtellt , jedenfalls bis zum Beginn &des Schuljahres 1929 , wo ſich als Durchſchnitt der Jahre 1927 , 1928 und 5



Schulgeſetz .

ich eine Schülerzahl von etwas über 300 000 ergeben

chülerzahl zuſammen
n Durch⸗

1929 vorausſichtl
wird , oder aber bis zum Schuljahr 1930 , deſſen S

mit den Zahlen der zwei vorausgegangenen Schuljahre eine

ſchnitt von etwa 320 000 liefern wird , in Geltung bleiben .

In rechtlicher Beziehung gibt die Verordnung vom 5. April

1925 Anlaß zu folgender Beanſtandung :
Die Verordnung gibt nicht eine allgemein giltige Begriffsbeſtimmung

des Wortes „ douernd “ als eines Verhältniſſes , das mit den es bedingenden

Urſachen dem Wechſel Unterworfen iſt ; ſie erklärt vielmehr als „dauernd “

und zwar ohne Zeitbeſchränkung im Gegenſatz zu Sinn und Ahſicht

des Geſetzes einen abgeſchloſſen in der Vergangenheit liegenden Zuſtand

und entzieht damit die Feſtſetzung eines geſetzlichen Verhältniſſes der im

Geſetz als wechſelnd vorgeſehenen Grundlage . Die Vorſchrift über⸗

ſchreitet damit die der Verordnung gezogenen Gren⸗

zen ; eine ſolche , die geſetzlichen Beſtimmungen für unbeſtimmte Zeil

aufhebende Anordnung konnte , wie dies in dem gleichgelegenen Fall im

Jahre 1923 geſchehen iſt , nur auf dem Wege der Geſetzgebung el⸗

laſſen werden . Die Verordnung kann daher weder für die Gemeinden

noch auch für die Staatskaſſe Anſprüche oder Verpflichtungen begründen.

Die Gemeinden mit übergeſetzlichen Stellen , namentlich die großen

Gemeinden , werden keinen Anlaß haben , die Anwendung der Verord⸗

nung zu beanſtanden , da ſie einen höheren , als den der tatſächlichen

Schülerzahl entſprechenden Beſtand an geſetzlichen Stellen gewährleiſtel

und damit die Gemeinden entlaſtet . Dagegen kann es vorkommen , daß

eine Gemeinde eine infolge des Schülerrückganges überflüſſig gewordene

Stelle , obwohl ihr hiefür nach der VO. eine Belaſtung nicht erwachſen

würde , nicht aufrecht erhalten will , weil ſie über den Schulraum odet

die Lehrerwohnung anderweit verfügen will . In einem ſolchen Fall hätte

in letzter Inſtanz der Verwaltungsgerichtshof aufgrund des § 140 Schc.

über die Rechtsgültigkeit der VO. zu entſcheiden . Im übrigen wird es

Sache der die Intereſſen der Staatskaſſe vertretenden Behörde und

des Riitee chtsminiſteriums ſelbſt ſein , in eine ſolche Prüfung

einzutreten . Vergl . auch „ Fünfter Titel “ über den Aufwand für die

1 8 Bmkg . zu §S 28 StVG . II c 1.

bſ . 2 ſtellt ſich als eine Übergangsbeſtimmung zu dem Geſetz vom

9. Juli 1906 dar , durch das die 0 von 400 auf 70 en
wurde ; bei dem dermaligen Überſchuß an Lehrern kommt der Beſtimmung

tatſächlich eine Bedeutung nicht mehr zu. Im übrigen gilt von ihr das

05
was in der Bemerkung Ziff . 1 Abſ . 1 bezüglich der Zahl 70 ge⸗

Verhältnis zwiſchen Haupt⸗ und Anterlehrerſtellen .

a) An Volksſchulen mit der geſetzlichen Zahl von Lehrerſtellen .

1

2I .

EUG . vom 8. März 1863 §S 23. Geſ. vom 13. Mai
8. 1863 8 23. 3. Mai1892 Art . II . Geſ⸗

vom 19. Juli 1906 Art . I. Geſetz vom 0. März 1925
( 1) Die zur Befriedigung eines dauerr

ürfni
jig 8 dauernden Bedürfniſſes er

richteten Lehrerſtellen werden teils
mi i

n w mit 5 3 m
Unterlehrern beſetzt .

Sauptlehrern kef
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Von der inneren Einrichtung der Volksſchulen . § 28 . 49

2 ) Mit Unterlehrern ſind an Volksſchulen mit 2 bis 6 Lehrer⸗
ſtellen eine , bei 7 bis 13 Lehrerſtellen zwei , bei 14 bis 20 drei , bei
21 bis 27 vier Stellen uff . zu beſetzen .

( 3) Beträgt die Zahl der Schulkinder dauernd mehr als 120
oder 180 , ſo ſind zwei bezw . drei Hauptlehrer anzuſtellen .

0 chG. S§ 45 und 50.

1. Die Vorſchrift in Abſatz 1 iſt in ihrer Anwendung auf die einzelne
Volksſchule beſchränkt . Hat eine Volksſchule nur eine Lehrerſtelle , ſo iſt
dieſe mit einem Hauptlehrer zu beſetzen .

2. Abſ . 2 iſt durch das Geſetz vom 20. März 1925 über die Anderungdes Schulgeſetzes vom 7. Juli 1910 ABl . Nr . 15 S. 63 —an die Stelle
der ſeitherigen Beſtimmungen getreten , wonach von 5 Lehrerſtellen je eine
mit einem Unterlehrer zu beſetzen war . Sie bezweckt eine Verbeſſerung
in dem Verhältnis zwiſchen planmäßigen und außerplanmäßigen Stellen .
Die Zahl der Unterlehrerſtellen wird am einfachſten in der Weiſe
berechnet , daß die um eins vermehrte Geſamtzahl der Lehrerſtellen
durch ſieben geteilt wird , wobei der ſich eventuell ergebende Bruchals weitere Unterlehrerſtelle gerechnet wird .

3. Denſelben Zweck verfolgt die Vorſchrift in Abſatz 3, die ſachlich
eine Beſtimmung wiederholt , die bis zum Jahre 1906 beſtand , durch
das Geſetz vom 19. Juli 1906 aber aus Anlaß der Herabſetzung der für
Errichtung einer Lehrerſtelle maßgebenden Schülerzahl von 100 auf 70
in Rückſicht auf die dadurch bewirkte Vermehrung der planmäßigen Stellen
für entbehrlich erklärt und aufgehoben worden war . Die Wiederaufnahme
dieſer Beſtimmung in das Geſetz iſt auch von dem Geſichtspunkt aus zu
begrüßen , daß ſie für kleinere Schulen ſtabilere Verhältniſſe ſchafft und
insbeſondere an Schulen mit Schülern und Lehrern verſchiedener Be —
kenntniſſe auch für das Minderheitsbekenntnis die Anſtellung eines
Hauptlehrers an Stelle eines Unterlehrers ermöglicht .

N

b) An Volksſchulen mit mehr Lehrerſtellen als geſetzlich geboten . 6

Geſ . vom 28. Auguſt 1835 . EuG . vom 8. März 1868 § 24. Geſ . vom E519. Februar 1874 Art . I. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . II . Geſ . vom
20. März 1925 .

Werden an der Volksſchule einer Gemeinde Lehrerſtellen in
größerer als der geſetzlich vorgeſchriebenen Zahl errichtet , ſo
dürfen von dieſen übergeſetzlichen Stellen , wenn deren Zahl 1
bis 5 beträgt , eine , wenn ſie 6 bis 10 beträgt , zwei , wenn ſie 11 bis
15 beträgt , drei Stellen uff . mit Unterlehrern beſetzt werden .

Die Vorſchrift weicht inſofern von den bisherigen Beſtimmungen ab,als ſie nicht wie dieſe die Zahl der zuläſſigen Unterlehrerſtellen auf einen
Bruchteil der Geſamtzahl der Lehrerſtellen ( bisher ½) feſtſetzt , ſondern
für die nach § 26 überzähligen Stellen einen beſonderen Verteilungsmaß⸗ *
ſtab aufſtellt . Eine geldliche Mehrbelaſtung gegenüber dem bisherigen

4



Schulgeſetz .

Zuſtand ergibt ſich hieraus nur für Gemeinden mit Volksſchulen , an

denen auf einen Lehrer weniger als 55 Schüler kommen .

Nach der früheren Faſſung des Geſ . galten mehrere in einer Gemeinde

beſtehende Volksſchulen ( § 7 SchG . ) für die Berechnung der Zahl der

überzähligen Lehrſtellen als eine Einheit . Nach dem jetzigen Wortlaut

gilt dies nur noch für verſchiedene Abteilungen einer Volksſchule , nicht

aber für mehrere in der Gemeinde beſtehende ſelbſtändige Volksſchulen .

Die zuläſſige Zahl der Unterlehrerſtellen wird in der Weiſe berechnet ,

daß die Geſamtzahl der übergeſetzlichen Stellen durch 5 geteilt und für

den ſich etwa ergebenden Bruch eine weitere Stelle angeſetzt wird .

Erſte Lehrer .
829 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . II § 17. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art III .

( J ) Für Volksſchulen mit mehreren Hauptlehrern wird aus

dieſen durch die Oberſchulbehörde ein erſter Lehrer (Oberlehrer )

beſtellt . Die Ernennung kann jederzeit aus dienſtlichen Gründen ,

die dem Betreffenden mitzuteilen ſind , widerrufen werden .

( 2) Wenn eine Volksſchule mehrere örtlich getrennte Abtei⸗

lungen umfaßt , kann beim Vorliegen eines beſonderen Bedürf⸗
niſſes hiezu ein erſter Lehrer nach Abſatz 1 für jede dieſer Ab⸗

teilungen ernannt werden .

6 Wo beziehungsweiſe ſolange der erſte Lehrer nicht in der

in Abſatz 1 bezeichneten Weiſe beſtimmt iſt , ſowie bei Verhinderung

des als ſolcher Ernannten , werden die Befugniſſe und Obliegen⸗
heiten des erſten Lehrers von dem dienſtälteſten Hauptlehrer (von

der erſten Anſtellung als ſolcher an gerechnet ) der betreffenden

Schule , bei gleichem Dienſtalter mehrerer von dem an Lebensalter

vorgehenden wahrgenommen .

SchGG. 88 13, 20 — SchBVo . § 47 —52 .

1. Das Inſtitut der erſten Lehrer wurde durch das Geſ. vom 13. Mai

1892 Ein Antrag , in dem Geſetz 5 5 10 Shul
mit Lehrernverſchiedener Bekenntniſſe der erſte Lehrer aus den Lehrern
des Mehrheitsbekenntniſſes zu nehmen ſei , wurde von der Kommiſſion
der II . Kammer abgelehnt . Dagegen wurde die Beſtimmung in das Ge⸗

ſetz aufgenommen , daß bei der Ernennung „tunlichſt auf das Dienſtalter
Rückſicht zu nehmen ſei . Der Entwurf zum SchG . vom 7. Juli 1910

hatte den Strich dieſer Beſtimmung vorgeſehen mit der Begründung:
enn

das Inſtitut der erſten Lehrer den bei ſeiner Einrichtung gehegten
Erwartungen nicht entſprochen habe , ſo ſei der Grund hierfuͤr weſent⸗
lich darin zu finden, daß die Oberſchulbehörde durch das Geſetz gebunden

geweſen ſei, bei der Beſetzung der Stellen nicht die Tüchtigkeit und ſon⸗

ſtige Vereigenſchaftung, ſondern das Dienſtalter in erſter Reihe zu be⸗

. Die Kommiſſion der II . Kammer trat dieſer Anſchauung
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Die Ernennung zum erſten Lehrer kann , wenn der Ernannte den
Anforderungen des Dienſtes nicht entſpricht , widerrufen werden .

Die Beſtimmung in 8 60 SchG . , wonach an Volksſchulen mit minde⸗
ſtens drei Hauptlehrern der erſte Lehrer eine Dienſtzulage zu beziehen
hat , iſt durch §S 30 BeſG . aufgehoben . Die erſten Lehrer ſolcher Schulen
ſind dafür in Gruppe VIII und IX der Beſoldungsordnung eingereiht .Der Widerruf der Ernennung zum erſten Lehrer hat das Zurücktreten
in die Gruppe , der der Lehrer in der Eigenſchaft als Hauptlehrer ange⸗
hören würde , zur Folge .

2. Durch die Beſtimmung in Abſ . 2 ſoll im Intereſſe einer geordneten
Erledigung der mit dem Amt des erſten Lehrers verbundenen Dienſtauf⸗
gaben die Möglichkeit der Beſtellung eines beſonderen erſten Lehrers
auch für eine nach § 7 letzter Abſ . SchG . nicht als eigene Volksſchule , ſondern
nur als örtlich getrennte Abteilung der Geſamtvolksſchule errichtete Schule
geſchaffen werden . Als örtlich getrennte Abteilungen gelten nicht die
für die einzelnen , zuſammenhängenden Bezirke einer Gemeinde errichte⸗ten Schulhäuſer .

3. Die Beſtellung eines erſten Lehrers nach Abſ . 1 an Volksſchulenmit weniger als 3 Hauptlehrern findet in der Regel nur dann ſtatt , wenn
der dienſtälteſte Hauptlehrer zur Führung des Amtes nicht geeignet iſt .

Schulleiter . Rektoren ) .

§ 30 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . III §S 17 b. BeſG . 8 30.

( 1) An Volksſchulen mit 10 und mehr Lehrerſtellen ſind be⸗
ſondere Schulleiter ( Rektoren ) auf Grund der Genehmigung der
Stellenzahl im Staatsvoranſchlag anzuſtellen . Das Amt als
Schulleiter kann mit dem eines Lehrers der Schule verbunden
werden .

(2) Dieſelben erhalten Gehalt und Wohnungsgeld —letzteres von der
Gemeinde — nach Maßgabe der Beſtimmungen in Ordnungszahl 1 4der Abteilung G des Gehaltstarifs .

863) Auf die Entfernung eines Schulleiters von ſeiner Stelle
finden die Beſtimmungen der § § 68 und 69 des Geſetzes ſinnge⸗
mäße Anwendung .

(J) Daneben können auf Antrag der Gemeinden für einzelne Schul⸗häuſer oder Schulabteilungen beſondere erſte Lehrer (§S 209) beſtellt wer⸗
den , ſofern die Gemeinden die nach § 60 zu gewährenden Nebengehalte
bereitſtellen .

SchGG. SS 26, 28, 50 Abſ . 4, 55. SchB8d . §§ 27 —52 . VO. über
die Beſetzung erledigter Hauptlehrerſtellen vom 23. Dezember 1913 8 17
Abſchnitte VI 6 .

1. Das Geſetz ſieht für größere Schulweſen eine Erweiterung der
Stellung des erſten Lehrers zum Amt eines Schulleiters , Rektors vor .
Die Vorſchrift des Abſ . 1 iſt in ihrer Anwendung nicht davon ab⸗
hängig , daß nach § 26 SchG . zehn Lehrerſtellen geſetzlich errichtet
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ſind ; ſie iſt vielmehr auch auf Schulen anwendbar , an denen die Zahl

zehn infolge der Errichtung , übergeſe tzlicher Stellen erreicht iſt,

zumal der meiſt erweiterte Unterrichtsbetrieb ſolcher Schulen eine wirk⸗

ſamere techniſche Leitung — als ſie durch einen Oberlehrer mit ſeinen

beſchränkteren Befugniſſen möglich iſt — erfordert . Ddie Errichtung

einer Reltorſtelle hat nach § 4 VVO . z. SchG . nur zu erfolgen , wenn der

Beſtand von zehn Lehrerſtellen für drei aufeinanderfolgende Schuljahre

gewährleiſtet iſt ; dieſe Vorausſetzung iſt erfüllt , wenn für die zwei

folgenden Jahre in der Zahl der geſetzlich errichteten Lehrerſtellen

nach den zu erwartenden Schülerzahlen ein Rückgang nicht eintreten wird

oder wenn bei übergeſetzlichen Lehrerſtellen der erweiterte Schul⸗

betrieb für weitere zwei Jahre ſichergeſtellt erſcheint . Nicht erforderlich

iſt , daß das in Abſ . 1 als Vorausſetzung für ſeine Anwendung be⸗

zeichnete Verhältnis ſchon zwei Jahre lang beſtanden hat .

Aufgehoben ſoll die einmal errichtete Rektorſtelle nach § 4

Abſ . 2 VVO . z. Sch . nur werden , „ wenn die Zahl der ſtändigen Lehrer⸗

ſtellen in drei aufeinanderfolgenden Schuljahren unter zehn herabge⸗

gangen und die Wiedererreichung dieſer Zahl für die drei folgenden

Schuljahre nicht zu erwarten ſteht “. Iſt die Zahl der Lehrerſtellen in⸗

folge einer — für die Dauer beſtimmten — Anderung der Schuleinrich⸗

tung und der damit zuſammenhängenden Aufhebung übergeſetzlicher Stellen

unter zehn herabgegangen , ſo iſt die Rektorſtelle mit dem Ende der

laufenden Staatsvoranſchlagsperiode aufzuheben . VVO . z. SchG . 8 4

Abſ . 2 a. E.
Die Vorſchrift in Abſ . 1 ſchließt die Errichtung einer Rektorſtelle auch

bei weniger als zehn Lehrerſtellen als frei willige Leiſtung der Ge⸗

meinden nicht aus .
Zu den Lehrerſtellen im Sinne des Abſ . 1 gehören nicht die Stellen

für Handarbeitslehrerinnen .
Die Verbindung des Amtes des Schulleiters mit dem eines Lehrers

der Schule wird in der überwiegenden Zahl der Schulen die Regel

bilden . Die Stelle des Schulleiters iſt dann in den 10 Lehrerſtellen
inbegriffen .

2. Abſ . 2 iſt durch § 30 Beſ . G. aufgehoben . Die Rektoren ſind in

der Beſoldungsordnung eingereiht in Gruppe IX , als Rektoren großer
Volksſchulen, d. h. von Volksſchulen mit 20 und mehr Lehrern oder mit

Bürgerſchulen (§S 38 Bmkg . 2 Abſ . 7) in Gruppe X, als Direktoren großer

Gruppe XI . Wegen Beſtreitung des Aufwandes für die
Rektoren vergl . Titel V.

3. Neben den §§ 68 und 69 findet auch §S 51 SchG . Anwendung .

4. Abſ . 4 iſt durch PAVO . Art . 1 Ziff . 3 aufgehoben .

Beſonders beſtellte Rektoren .

881 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . III 8S 17 b.

(1) Auf Antrag der Gemeinden können zur Lei Zolk
g der Gemeit U zur Leitung von Volksſchulen

und einzelnen Volksſchulabteilungen (§S 38) ſowie zur Unterrichtsertei⸗

lung an ſolchen auch wiſſenſchaftlich gebildete ſowie für höheren Unter⸗

richt verordnungsgemäß geprüfte Lehrer mit den im Gehaltstarif für
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Volksſchulrektoren und für ſeminariſtiſch und techniſch gebildete Lehrer
vorgeſehenen Bezügen auf Grund der Genehmigung der Stellen im
Staatsvoranſchlag etatmäßig angeſtellt werden .

(2) Soweit dabei Schulen der in § 30 bezeichneten Art in Betracht
kommen , hat die Gemeinde für den als Leiter der Geſamtvolksſchule an⸗—
geſtellten etatmäßigen Lehrer außer dem in §S 72 III bezeichneten Be —
trag auch noch den Betrag zu übernehmen , um den der Gehalt dieſes
Lehrers den Höchſtgehalt eines nach § 30 zu beſtellenden Rektors über —
ſteigt .

(3) Die Errichtung ſolcher Stellen kann nur erfolgen , wenn die Ge⸗
meinde die erforderlichen Beträge an Wohnungsgeld und Gehalt dauernd

zur Verfügung ſtellt und überdies die Beſtimmungen der Artikel 15 bis
17 des Etatgeſetzes in der vom 1. Juli 1908 an gültigen Faſſung für ſich
als bindend anerkennt .

( 4) Zur Unterrichtserteilung an Volksſchulen und zur Leitung ein⸗

zelner Schulabteilungen ( § 38) können Lehrer der in Abſatz 1 bezeichneten
Art auch in nichtetatmäßiger Stellung ſowie nebenamtlich , wenn ſie im
Hauptamt der Unterrichtsverwaltung unterſtehen , verwendet werden .

§ 31 iſt durch §S 30 des Beſoldungsgeſetzes aufgehoben .

Wirkungskreis der Schulleiter und Rektoren .

§ 32 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . III S 17 .

Die näheren Beſtimmungen über den Wirkungskreis der in

den § § 29 und 30 bezeichneten Beamten werden im Wege der Ver⸗

ordnung erlaſſen . Denſelben können durch beſondere Dienſt⸗

weiſungen im Einverſtändnis mit den Ortsſchulbehörden einzelne
der nach § 21 den letzteren zukommenden Befugniſſe übertragen
werden .

SchBVo . 88 27 —52 .

Aus dem Wirkungskreis der Ortsſchulbehörde kommen für die Über⸗
tragung an die Oberlehrer und Rektoren weſentlich die mit der Durch —
führung und Aufrechterhaltung des äußeren Schulbetriebes — § 21 Ziff . 4
SchG . — zuſammenhängende Aufgaben in Betracht ( SchO . §8 2. 10, 11,
12, 14, 18 Abf 19, 2 Abf 1, 29, 56) .

Lehrerinnen .

8 83 .

Geſ . vom 1. April 1880 § 45 ff. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . II S 18.

Geſ . vom 19. Juli 1906 Art . I. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . III
Bad . Verf . § 11.

Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes über die rechtlichen Ver⸗

hältniſſe der Lehrer gelten auch für die Lehrerinnen , ſoweit für
die letzteren nicht beſondere Feſtſetzungen erlaſſen ſind .



54 Schulgeſetz .

Lehrerinnen dürfen nicht an Volksſchulen mit nur einer Lehrerſtelle

verwendet werden .

Die Stelle des erſten Lehrers kann einer Lehrerin nur an Schulab⸗

teilungen übertragen werden , die ausſchließlich von Mädchen beſucht

werden .

Vergl . die Bmkg . zu § 11 Bad . Verf . in Abſchnitt IILAI .

Die Lehrerin ſteht in bezug auf Verwendung im Schuldienſt dem

Lehrer rechtlich gleich . Sie kann daher auch an Volksſchulen mit

nur einer Lehrerſtelle angeſtellt werden , wenn ſie den mit der Ver⸗

ſehung des Dienſtes verbundenen Aufgaben ( Turnunterricht für die

Knaben , in Pfarrorten auch Organiſtendienſt ) , in gleicher Weiſe wie ein

Lehrer gerecht werden kann , und wenn die beſonderen Verhältniſſe der

Gemeinde oder der Schule nach Anſchauung der Ortsſchulbehörde nicht
eine männliche Lehrkraft erfordern . Dies kann aber nur für unver⸗

heiratete Lehrerinnen gelten . Die Verwendbarkeit verheirate⸗
ter Lehrerinnen wird in Rückſicht auf die beſonderen Verhältniſſe und

Pflichten , die für ſie aus der Ehe erwachſen , nur an Schulen mit

mehreren Lehrerſtellen möglich ſein . Iſt an einer Schule mit 2 Lehrer⸗
ſtellen die eine mit einem Unterlehrer zu beſetzen , ſo kann die Haupt⸗
lehrerſtelle einer Lehrerin übertragen werden , ſofern nicht auch hier die
beſonderen örtlichen Verhältniſſe eine männliche Kraft erfordern . Das
Gleiche gilt für die Vekleidung der Stelle des Oberlehrers oder
des Rektors durch eine Lehrerin , vorausgeſetzt , daß ſie die nötige
Vereigenſchaftung für die Stelle beſitzt .

Auch hinſichtlich der Dienſtbezüge ſtehen die Lehrerinnen den Lehrer
gleich ; nur erhalten verheiratete Lehrerinnen den Ortszuſchlag
nur zur Hälfte . Auch werden ihnen die Zuſchläge für gemein⸗
ſame Kinder nur gewährt , wenn der Ehemann bei Berückſichtigung
ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen außerſtand iſt , ohne Gefährdung des

Unterhalts der Familie dieſe zu unterhalten . Beſ . G.

81
Für die beſonderen Dienſterleichterungen , die verheirateten

Lehrerinnen im Falle der Niederkunft zu gewähren ſind , gelten die
folgenden , für weibliche Beamte allgemein von dem Reichsminiſterium

n mit den Vertretern der
5 Sregier e und der ze 0 iſatione

aufgeſteten 5
gierungen und der Beamtenorganiſationen

a) Der Verheiratete weibliche Beamte darf 2 Wochen
vor und 4 Wochen nach der Niederkunft dienstlich nicht
beschäftigt werden ; auf sein Verlange ist er bereits
4 Wochen vor der Niederkunf

Pis „ n

e 01 5 Jiederkunft und bis zur Dauer von
6

ochen nach der Niederkunft vom Dienste zu befreien ,

ohne dabb es des Nachweises der Dienstunfähigkeit bedarf .
Auf sein ) . erlangen kann er bereits vor Ablauf von 4 Wochen
nach der Niederkunft wieder beschäftigt werden , sofern er
durch ärztliches Zeugnis seine Dienstfähigkeit nachweist .

Die Verwaltung ist berechtigt , den Weib⸗
lichen Beamten während der Sehyans

Boch

60l.
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schaft aus dienstlichen Rücksichten vom
Dienste zu befreien .

b) Während der gewährten Dienstbefreiung aus Anlag
der Niederkunft erhält der weibliche Beamte das volle
Diensteinkommen bis zur Dauer von 10 Wochen ; für
etwaige weitere 7 Wochen ist das halbe Dienstein -
kommen zu gewähren , falls für sein Fernbleiben vom
Dienste wichtige Gründe , z. B. notwendige Fürsorge für das
Kind , allgemeine Schonungsbedürftigkeit des Beamten usw .
Vorhanden sind ; darüber hinaus steht ihm ein Anspruch auf
Diensteinkommen nicht zu .

Wird der weibliche Beamte während der Schwanger -
schaft aus dienstlichen Gründen gegen seinen Willen über
die unter a) Abs . 1 vorgeschriebene Zeit hinaus vom Dienste
befreit , so ist ihm das volle Diensteinkommen
während dieser Zeit fortzugewähren .

Bestimmungen über die Gewährung des Dienstein -
kommens in Krankheitsfällen bleiben unberührt .

Sch Vertretungskosten dürfen dem weiblichen Be —
amten während der aus Anlaß der Niederkunft ihm gewährten
Dienstbefreiung nicht zur Last gelegt werden .

c) Ist der verheiratéte weibliche Beamte aus Anlaß der
Niederkunft 8 Wochen oder weniger vom Dienste befreit

gewesen , so wird die Gewährung des jährlichen Erho -
lungsurlaubs hierdurch nichĩt berührt . Bei längerer
als achtwöchiger Dienstbefreiung kann die Verwaltung die
über 8 Wochen hinausgehende Zeit auf den üblichen Er -

holungsurlaub anrechnen ; ist die längere als achtwöchige
Dienstbefreiung gemäß aà Abs . 2 gegen den Willen des Be -
amten erfolgt , so kindeét eine Anrechnung auf den üblichen
Erholungsurlaub nicht statt .

Beſetzung der Lehrerſtellen nach dem religiöſen Bekenntnis der Schüler .

§ 84 .

Geſ . vom 18. September 1876 Art . III §S 24 a. Geſ . vom 7. Juli 1910
Art . III . Geſ . vom 20. März 1925 Art . I.

( 1) Bei Beſetzung von Lehrerſtellen an Volksſchulen ſoll auf
das religiöſe Bekenntnis der die Schule beſuchenden Kinder tun⸗

lichſt Rückſicht kgenommen werden .
( 2) Insbeſondere wird beſtimmt :
1. An Schulen , die nur Kinder eines Bekenntniſſes zu unter⸗

richten haben , ſollen nur Lehrer des betreffenden Bekennt⸗

niſſes angeſtellt werden .
2. Gehören die Schulkinder verſchiedenen Bekenntniſſen an ,

und iſt nach deren Geſamtzahl nur ein Lehrer erforderlich

( S 26 dieſes Geſetzes ) , ſo wird dieſer dem Bekenntnis der

Mehrheit der Schüler entnommen .
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( 3) Wenn eine Volksſchule mit mehr als einem Lehrer von

Schülern verſchiedener Bekenntniſſe beſucht wird , ſo ſoll , wenn die

Zahl der Schulkinder des Bekenntniſſes der Minderheit dauernd

über 40 beträgt , eine dieſer Lehrerſtellen , und wenn an der Schule

mehrere Hauptlehrerſtellen errichtet ſind , eine Hauptlehrerſtelle

mit einem Lehrer aus dem Bekenntnis der Minderheit beſetzt

werden .

( J ) Wenn an einer von Schülern verſchiedener Bekenntniſſe

beſuchten Volksſchule infolge des Schülerrückganges die einzige
mit einem Lehrer des Bekenntniſſes der Minderheit beſetzte

Lehrerſtelle in Wegfall zu kommen hat und eine Aushilfsleiſtung

in Erteilung des Religionsunterrichts an die Kinder dieſes Be⸗

kenntniſſes durch einen benachbarten Lehrer nicht möglich iſt , ſoll

die Stelle , ſofern der Schülerrückgang nur vorübergehend iſt , einſt⸗
weilen aufrecht erhalten bleiben .

SchG . § 11.

Die Vorſchriften des §S 34 gehören zu den Sicherungen , die das

Geſetz vom 18. September 1876 mit der Aufhebung der Konfeſſionsſchule
in bezug auf die Erteilung des konfeſſionellen Religionsunterrichts durch
den Lehrer feſtgelegt hat .

1 Abſ . 1 ſtellt den allgemeinen Grundſatz auf , daß der Lehrer dem

religiöſen Bekenntnis der Schüler angehören ſoll . Es handelt ſich dabei
aber nicht um eine reine Sollvorſchrift , deren Erfüllung ins Belieben der

Unterrichtsverwaltung geſtellt iſt . Denn das „ſoll “ begründet einen

R ech tsanſpruch der Gemeinde auf die Anwendung der Vor⸗

ſchrift ; dieſe erhält damit einen verbindlichen Charakter . Die

Unterrichtsverwaltung muß ſie „tunlichſt “, d. h. nach Tunlichkeit , ſoweit
als möglich , durchführen . Damit ſind Ausnahmen nur inſoweit für zu⸗
läſſig erklärt , als ſie nach Lage der Verhältniſſe unvermeidlich ſind , z. B.

abgeſehen von dem im Geſetz ſelbſt ( Abſ . 2 Ziff . 2) feſtgelegten
Fall — dann , wenn es an einem Lehrer des betr . Bekenntniſſes über⸗
haupt oder vorübergehend fehlt .

Die Vorſchrift des Abſ . 1 gilt auch für übergeſetzlich errichtete
Lehrerſtellen . Die von einer Gemeinde an die Errichtung einer ſolchen
Stelle geknüpfte Bedingung der Beſetzung der Stelle mit einem Lehrer be⸗
ſtimmten Bekenntniſſes würde mit der geſetzlichen Vorſchrift in Wider⸗
ſpruch ſtehen ; hält die Gemeinde die Bedingung aufrecht , ſo muß die Er⸗
richtung der Stelle abgelehnt werden .

16 5 Berückſichtigung nach Abſ . 1 haben alle ſtaatlich anet⸗
f ionsgemeinſchafte Ver Bink 8

Werf 5d 1 . afen Vergl . Bmkg . zu § 19 Abſ . 2 Bad.

5
2. Abſ. 2 ſtellt für die unter Ziff . 1 und 2 beſonders erwähnten

Fälle die ſich naturgemäß ergebende Regelung geſetzlich feſt. Das Geſetz
vom 18. September 1876 enthielt noch folgende weitere Beſtimmung:

in weiterer Lehrer und zwar aus dem Bekenntnisse
der Minderheit ist in den Gemeinden , in denen bisher kraft
Gesetzes confessionelle Schulen getrennt PEStAA haben ,

RRD
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auf einen binnen fünf Jahren nach Einführung des Gesetzes
erfolgenden Beschluß der Gemeinde anzustellen , wenn die
Zahl der Schulkinder des in der Minderheit befindlichen
Bekenntnisses nach dem Durchschnitt der letzten drei Jahre
wenigstens zwanzig betragen bat .

Dieſe noch im Geſetz vom 13. Mai 1892 enthaltene Beſtimmung
wurde in das Schulgeſetz vom 7. Juli 1892 nicht mehr übernommen mit
der Begründung , daß ſie mit dem Ablauf der darin bezeichneten Friſt
ihre Wirkſamkeit verloren habe . Dies trifft aber nur inſoweit zu, als
Anträge aufgrund dieſer Vorſchrift nicht mehr geſtellt werden können ;
die aufgrund dieſer Geſetzesvorſchrift ſ. It . gefaßten Beſchlüſſe aber über
die Anſtellung eines beſonderen Lehrers für das Bekenntnis der Minder⸗
heit haben auch heute noch rechtliche Wirkung und dieſe wird durch die
Nichtaufführung der Vorſchrift im SchG . nicht berührt . Dieſelbe rechtliche
Wirkung muß auch Beſchlüſſen zukommen , die vor dem Geſetz vom
18. September 1876 zur freiwilligen Einführung der gemiſchten Schule
aufgrund der Ermächtigung des §S 9 EUG . gefaßt worden ſind . Tatſäch⸗
lich beſtehen ſolche Verhältniſſe dermalen noch in manchen Orten des
früher pfälziſchen Gebietes .

3. Das Geſetz vom 18. September 1876 beſchränkte ſich auf dieſe Vor⸗
ſchriften ; weitere Beſtimmungen darüber , in welcher Weiſe und in
welchem Umfang die verſchiedenen Bekenntniſſe einer Volksſchule bei der
Anſtellung der Lehrer zu berückſichtigen ſeien , enthält das Geſetz nicht .Es überließ die Ordnung dieſer Verhältniſſe der Entſcheidung der Schul⸗
verwaltungsbehörde im einzelnen Fall . Daraus ergaben ſich bei der zu⸗
nehmenden konfeſſionellen Miſchung der Bevölkerung vielfach Mißhellig⸗
keiten und Störungen des konfeſſionellen Friedens . Dieſen Mißſtänden
ſollte die durch das SchG . als Abſ . 3 eingefügte Vorſchrift abhelfen . Die
Zahl 40 entſpricht im allgemeinen dem früher im Verwaltungsweg ein⸗
gehaltenen Verfahren und findet ihre rechtliche Begründung in der Vor⸗
ſchrift des § 26 des Geſetzes , inſofern ſie die Hälfte der auf einen Lehrer
entfallenden Schüler überſteigt . Hat hiernach z. B. eine Schule von
130 Schülern 90 Schüler des Bekenntniſſes K und 40 des Bekenntniſſes
B, ſo iſt neben dem Hauptlehrer des Bekenntniſſes & ein Hauptlehrer des
Bekenntniſſes B anzuſtellen und für die mehr als 70 Kinder des Be⸗
kenntniſſes K iſt Aushilfe in Erteilung des Religionsunterrichts nack
§ 41 des Geſetzes einzurichten , oder bei 170 Schülern , wovon 125 dem Be⸗
kenntnis KA, 45 dem Bekenntnis B angehören , ſind 1 Hauptlehrer und
1. Unterlehrer des Bekenntniſſes & und 1 Hauptlehrer des Bekennt⸗
niſſes B anzuſtellen .

Die Vorſchrift des Abſ . 3 beſchränkt ſich darauf , feſtzuſetzen , wann
ein Lehrer für das Minderheitsbekenntnis angewieſen
werden ſoll . Dadurch ſoll aber nicht ausgeſprochen werden , daß eine
ſolche Zuweiſung nicht auch erfolgen darf , wenn die Schülerzahl weniger
als 40 beträgt . Tatſächlich hat ſich in langer Übung unter Beachtung des
allgemeinen Grundſatzes des Abſ . 1 die Praxis feſtgeſtellt , daß ein Lehrer
für das Minderheitsbekenntnis auch bei einer geringeren Schülerzahl —
jedenfalls bei einer Zahl von 15 Schülern — dann angewieſen wird , wenn
die Bekenntnismehrheit dadurch keine Schädigung ihrer Anſprüche
erleidet . Gehören z. B. von den 80 Schülern einer Schule 65 dem Bekennt⸗
nis A und 15 dem Bekenntnis B an , ſo kann neben einem Hauptlehrer des
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Bekenntniſſes & ein Unterlehrer des Bekenntniſſes B angeſtellt werden .

Sind dagegen unter den 110 Schülern einer Schule 80 von dem Bekennt⸗

nis A, ſo kann Bekenntnis B mit 30 Schülern keinen Lehrer erhalten,

weil das Bekenntnis &R Anſpruch auf zwei Lehrer hat , vorausgeſetzt , daß

nicht der Vertreter des Mehrheitsbekenntniſſes in der Ortsſchulbehörde

und damit die Ortsſchulbehörde ſelbſt ſich mit der Anweiſung einver⸗

ſtonden erklären . Es iſt begreiflich , daß die Zuweiſung eines Unterlehrers

bei 15 Schülern und die Abweiſung eines Antrags auf Zuweiſung eines

ſolchen Lehrers bei 30 Schülern , zumal wenn es ſich um benachbarte

Orte mit Minderheiten verſchiedenen Bekenntniſſes handelt , von dem ab⸗

gewieſenen Bekenntnisteil als eine Bevorzugung des anderen Bekennt⸗
nisteils angeſehen wird . Das darf aber nicht dazu verleiten , den im Geſetz

begründeten Weg zu verlaſſen , da jeder andere Weg zu Willkürlichkeiten

führen würde , die mangels einer feſten geſetzlichen Unterlage noch viel⸗

mehr als ſolche empfunden werden müßten .

Wie an einer Schule mit einer Mehrheit von Lehrern verſchiedener
Bekenntniſſe die Stellen unter die einzelnen Bekenntniſſe zu verteilen

ſind , gibt das Geſetz keine Vorſchrift . Hier hat ſich gleichfalls in der Praxis

der Verwaltungsgrundſatz herausgebildet , daß jedes Bekenntnis diejenige

Zahl von Haupt⸗ und Unterlehrerſtellen erhält , auf die es nach der Zahl
ſeiner Schüler bei einer konfeſſionell getrennten Schule Anſpruch hätte

und daß falls die Zahl der ſo errechneten Lehrerſtellen die Geſamtzahl
der für die Schule geſetzlich errichteten Lehrerſtellen überſteigt , im allge⸗

meinen das Minderheitsbekenntnis hinter dem Mehrheitsbekenntnis

zurückſtehen muß , ſofern nicht auf einen Lehrer dieſes Bekenntniſſes eine

größere Zahl von Schülern , als auf einen Lehrer des Mehrheitsbekennt⸗

niſſes kommt , in welchem Fall das Minderheitsbekenntnis vorgeht . Zut
Erläuterung mögen folgende Beiſpiele dienen .

Normale Fälle : a) die Schule wird von 410 Schülern , 345 des Be⸗
kenntniſſes & und 65 des Bekenntniſſes B beſucht . Geſetzlich ſind zu er⸗

richten 5 Hauptlehrerſtellen und 1 Unterlehrerſtelle ; hievon entfallen auf
A 4 Hauptlehrer und 1 Unterlehrer . auf B 1 Hauptlehrer .

b). Von den 410 Schülern gehören zum Bekenntnis & 270 , zum Be⸗

51
B 140. & erhält 3 Hauptlehrer und 1 Unterlehrer , B 2 Haupt⸗

15

Fall des Zurückſtehens des Minderheitsbekenntniſſes hinter dem

Mehrheitsbetenntnis Die 410 Schüler verteilen ſich mit 325 A und

F
15 Schüler wird Aushilfe 1 10 155 Relicionen
§ 41 SchG . eingerichtet .

Fall der Bevorzugung des Minderheitsbekenntniſſes : rden

410 Schülern ſind 300 vom Bekenntnis A, 110 vom Bbehn er⸗

hält 4 Hauptlehrer , B 1 Hauptlehrer und 1 Unterlehrer ; X erhält ſonach

hälte e weniger , als es bei getrennter Schule , zu beanſpruchen
infolge davon erhöht ſich die auf einen Lehrer entfallende

Schülerzahl auf 75; hätte B nur einen Hauptlehrer erhalten , ſo wäre auff

dieſen die weit höhere Zahl von 110 Schülern entfallen .

Ergibt ſich bei getrennter Berechnung der Lehrerzahl für die Schule
eine größere Zahl von Unterlehrern als nach 8 26 zubge il für

felefür1
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09
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Regel dem Mehrheitsbekenntnis ſtatt einer auf dasſelbe entfallenden
Unterlehrerſtelle eine weitere Hauptlehrerſtelle zuzuteilen .

4. Die durch das Geſetz vom 20. März 1925 in den § 34 als Abſ . 4
aufgenommene Vorſchrift verdankt ihre Entſtehung der infolge des
Perſonalabbaues zuſammen mit dem gleichzeitigen Schülerrückgang an
vielen Schulen eingetretenen Verminderung der Lehrerzahl , von der
naturgemäß in erſter Reihe die Lehrer der konfeſſionellen Minderheiten
betroffen wurden . Die im Sinne der Antragſteller anfänglich wohl nur
als vorübergehende Maßnahme gedachte Beſtimmung hat durch die
uneingeſchränkte Aufnahme in das Geſetz dauernde Geltung erhalten .

Vorausſetzung für die Anwendung der Beſtimmung iſt
a) daß an der betr . Volksſchule nur eine Haupt⸗ oder Unterlehrer⸗

ſtelle für einen Lehrer des Bekenntniſſes der Minderheit beſetzt iſt ,
b) daß dieſe Stelle infolge des Schülerrückgangs aufzuheben iſt ,
e) daß eine Aushilfeleiſtung in Erteilung des Religionsunterrichts

durch einen benachbarten Lehrer nicht möglich , und
d) daß der die Aufhebung bedingende Schülerrückgang nur vorüber⸗

gehend iſt .
Die Aufhebung der Stelle braucht ihren Grund nicht ausſchließlichim Rückgang der Schüler des betr . Bekenntniſſes zu haben . Z. B.

an einer Schule mit ſeither 50 Schülern des Bekenntniſſes und
35 Schülern des Bekenntniſſes B haben die erſteren um 20, die letzteren
um 10 abgenommen , ſo daß nur noch ein Lehrer des Bekenntniſſes &
geſetzlich notwendig iſt .

Als nur vorübergehend wird der Rückgang dann zu betrachten
ſein , wenn in den 3 folgenden Schuljahren mit einer Zunahme der
Schüler des betr . Bekenntniſſes in dem Maße zu rechnen iſt , daß damit
die Vorausſetzungen für die geſetzliche Aufrechterhaltung der Stelle ge⸗
geben ſind .

Die Verpflichtung zur Aufrechterhaltun 9 der Lehrſtelle bietet
kein Hindernis , eine beſtehende Hauptlehrerſtelle in eine Unterlehrerſtelle
Umzuwandeln .

Eine ſolche Stelle kann , wie auch eine aufgrund der Übergangs⸗
beſtimmung zum Geſetz vom 18. September 1876 errichtete Stelle —
vergl . oben Ziff . 2 — im Sinne der Vorſchriften über die Aufwands⸗
berechnung ( Geſ . vom 20. März 1925 ) nicht als übergeſetzlich
gelten .

Zweiter Abſchnitt .

Zweck , Unterrichtsgegenſtände und Diſziplinar⸗
mittel der Volksſchule .

Aufgabe der Volksſchule . Anterrichtsgegenſtände .

§ 35 .
EllG . vom 8. März 1868 § 25. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . III . Geſ.

vom 7. Juli 1910 Art . IV .

( i ) Der Unterricht in der Volksſchule ſoll die Kinder zu ver⸗
ſtändigen , religiös⸗ſittlichen Menſchen und dereinſt tüchtigen Mit⸗
gliedern des Gemeinweſens heranbilden .
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( 2) Er hat ſich auf ſolgende Gegenſtände zu erſtrecken :

Religion ,
Leſen und Schreiben ,

Deutſche Sprache ,

Rechnen ,
Geſang ,
Zeichnen ,
das Wichtigſte aus der Geometrie , der Erdkunde , det

Naturgeſchichte und Naturlehre und aus der Ge⸗

ſchichte .

( 3) Dazu kommen :

für Knaben : Leibesübungen ,

für Mädchen : Unterricht in weiblichen Arbeiten .

(4) Kinder , die keiner Religionsgemeinſchaft angehören oder einer

ſolchen , für die Religionsunterricht an der Volksſchule , die ſie beſuchen,

nicht erteilt wird , können gegen den Willen des Vaters oder anderer Er⸗

ziehungsberechtigter zum Beſuch des Religionsunterrichts nicht ange⸗

halten werden .

65] Dürch Gemeindebeſchluß mit Genehmigung der Oberſchul⸗
behörde kann der Unterricht , wo ein Bedürfnis hiezu vorliegt

wahlfrei oder allgemein verbindlich auf fremde Sprachen ausge⸗

dehnt werden .

6ʃ In gleicher Weiſe kann für Knaben Handfertigkeitsunter⸗
richt und für Mädchen Turnen eingeführt werden .

SchG . 88 36, 38, 40, 41, 42.

1. Nach Abſ . 1 hat die Volksſchule neben der Vermittelung des für

das leibliche Forttommen nötigen Wiſſensſchatzes an die Kinder die

weitere Aufgabe ihrer religiös⸗ſittliche n Erziehung , d. h. ihter

ſittlichen Erziehung auf religiöſer Grundlage . Damit iſt gru ndſätz⸗
lich die Verpflichtung ausgeſprochen , einerſeits für den Staat , Unter⸗

richt in Religion in der Volksſchule erteilen zu laſſen , und andererſfeits

für die Schüler , an dieſem Unterricht teilzunehmen . Hiernach muß der
iicß verpflichtendes Lehrfach der

Volksſchule ſein und er iſt dementſprechend auch in Abſ . 2 als

ſolches aufgeführt . Vergl . Bad . Verf . § 19 Abſ. 2 — Abſchnitt II X 1

und Werf . Art. 148 und 149 —Abſchnitt II B 1. Jedes Kind muß den
Religionsunterricht derjenigen Religionsgemeinſchaft beſuchen der es

nach der Anordnung deſſen , der über ſeine religiöſe Er ziehn n9

geſetzlich zu beſtimmen hat , angehört . Die Schule darf nicht geſtatten ,
daß das Kind an einem anderen Religionsunterricht teilnimmt . Dies gilt

auch für die nichtſt aatlichen Schulanſtalten . Vergl . insbeſondere
3 über den Austritt a der ſeitherigen Religionsgemeinſchaft die
Bmkg .2 und 8 zu § 19 Abſ. 3 Bad . Verf . und die Vorſchriften des Ge⸗
ſetzes über die religiöſe Kindererziehung in Abſchnitt II X 1 und B 3.

Durch den auf Antrag der Kommiſſion zur Beratung des Entwurfs
des SchG . vom 7. Juli 1910 dem Geſetz eingefügten Abſ. 4 ſollte gegen

2
· ·I . —
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den Beizug von ſog . Diſſidenten⸗Kindern zur Teilnahme am
Religionsunterricht gegen den Willen ihrer Eltern — wie er in den
meiſten Ländern übung war — Vorſorge getroffen werden . Die Be⸗
ſtimmung entſprach der ſchon ſeither in Baden geübten Praxis . Sie iſt
durch die Vorſchriften in §S 19 Abſ . 3 Bad . Verf . und Art . 149 Abſ . 2
RVerf . , die den Beizug eines Schülers gegen den Willen des Erziehungs⸗
berechtigten allgemein verbieten , gegenſtandslos geworden . Vergl . hiezu
Bikg . zu § 19 Abſ . 3 Bad . Verf . und Art . 149 Abſ . 2 Werf . in Ab⸗
ſchnitt II X 1 und B 1.

Sind für die Zurückziehung vom Religionsunterricht nur Gründe
beſtimmend , die in der Perſon des Religionslehrers bezw . —
wie ſie dies im evangeliſchen Religionsunterricht von Bedeutung ſein kann
—in ſeiner religiöſen Richtung liegen , ſo wird gegebenenfalls die Zu⸗
weiſung zum Unterricht eines anderen Geiſtlichen im Einverſtändnis mit
der kirchlichen Behörde erfolgen können . Die nach 8§ 9 SchG . zuläſſige Zu⸗
weiſung eines Schülers , für den in der Volksſchule ſeines Aufenthalts⸗
ortes Religionsunterricht nicht erteilt wird , zur Teilnahme am Reli⸗
gionsunterricht einer benachbarten Volksſchule kann nur ge⸗
ſchehen , wenn der Erziehungsberechtigte nicht widerſpricht . Bei einer
ſolchen Zuweiſung wird durch entſprechende Legung der Religionsſtunden
an den beiden Schulen darauf zu achten ſein , daß die Unterweiſung der
betr . Schüler in den weltlichen Fächern keine weſentliche Beeinträchtigung
erfährt .

Um die Religionsgemeinſchaften in die Lage zu verſetzen , für die
religiöſe Erziehung von Kindern , für die am Schulort Religions⸗
unterricht ihres Bekenntniſſes nicht erteilt wird ,
von ſich aus Vorſorge zu treffen , ſind die Lehrer durch § 26 der Dienſt⸗
weiſung vom 4. März 1894 — Abſchnitt VI7 — angewieſen , dem für
die Paſtoration ſolcher Schüler , bezw . ſeiner Eltern zuſtändigen Geiſt⸗
lichen jeweils entſprechende Anzeige zu erſtatten

Die ſchulmäßige Verpflichtung zum Beſuch des Religionsunterrichts
erſtreckt ſich nicht auf den Erſtkommunion⸗ und den Konfir⸗
mandenunterricht und auch nicht auf den Beſuch des Gottes⸗
dienſtes . Die Schüler ſollen aber zum Beſuch des letzteren auch von⸗
ſeiten der Schule angehalten werden . § 5 der VO. des UM. , den Reli⸗
gionsunterricht an der Volksſchule betr . vom 28. November 1913 — Ab⸗
ſchnitt V 2 und Art . 149 Abſ . 2 WVerf . — Abſchnitt II B 1. Zur Er⸗
möglichung der Teilnahme am Erſtkommunion⸗ und Konfirmanden⸗
unterricht ſind die Kreis⸗ und Stadtſchulämter angewieſen , durch ent⸗
ſprechende Geſtaltung des Stundenplanes für das Winterhalbjahr und
ſoweit nötig durch teilweiſe Befreiung von minder wichtigen , entſprechend
zu legenden weltlichen Unterrichtsfächern für die in Betracht kommenden
Schüler die erforderlichen Erleichterungen eintreten zu laſſen .

2. Leibesübungen ſind nur für Knaben allgemein verbind⸗
liches Unterrichtsfach , können aber auch für Mädchen wahlfrei oder
allgemein verbindlich auf dem in Abſ . 4 vorgeſchriebenen Wege eingefühet
werden . Ein Bedürfnis hiezu wird im allgemeinen nur an größeren
Schulen , denen auch Turnhallen zur Verfügung ſtehen , anzuerkennen
ſein . Die gewöhnliche Form der Leibesübungen bildet der Turn⸗
Unterricht , in größeren Volksſchulen kommt hiezu ein beſonderer
Spielnachmittag , der mit 2 Stunden in die wöchentliche Pflicht⸗
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ſtundenzahl der Lehrer eingerechnet wird . Wo kein beſonderer Spiel⸗
nachmittag eingerichtet iſt , ſind Spiele und volkstümliche Übungen im

Turnunterricht zu pflegen . Zum Vollzug der geſetzlichen Beſtimmungen

ezüglich des Turnunterr icht ' s nachſtehende Vorſchriften er⸗

gangen .

a) Verordnung des Miniſteriums der Juſtiz , des
Kultus und Unterrichts vom 31. Juli 1906 :

§ 1 .

Der durch §S 20 des Elementarunterrichtsgesetzes “ ) ge—

botene Turnunterricht der Knaben ist in allen Volksschulen

durchzuführen .
Ausnahmen biervon können durch den Kreisschulrat nu

dann zugelassen werden , wenn und solange an einer Volks -

schule eine zur Erteilung des Unterrichts geeignete Lehr -

kraft fehlt .

8§2.

Zur Teilnahme am Turnunterricht sind die Knaben vom

vierten Schuljahre an Verpflichtet .
Uber Befreiungsgesuche , die , sofern sie aus Gesundheits -

rücksichten gestellt werden , mit einem ärztlichen Zeusnisse
zu belegen sind , entscheidet die Ortsschulbehörde .

8 3.

15 größeren Gemeinden , in denen Turnsäle vorhanden
sind , wird die Ausdehnung des Unterrichts auf die mittleren
und oberen Jahrgänge der Mädchen dringend empfohlen .

Der Turnunterricht der Mädchen ist tunlichst von
Lehrerinnen zu erteilen .

&8 4

DerUnterricht erstreckt sich auf das ganze Jahr .

U
Steht ein Turnsaal nicht zur Verfügung , so wird der

nterricht auf das Sommerhalbjahr beschränkt .

§ 5.

Die einzelne Turnkle
umfassen .

)i ＋ 3 5 5— — — 2Die Vereinigung einer größgeren Anzahl von Schülern

einer Klasse ist nur mit Zustimmung des Kreisschulrats
zulässig .

ö

se soll nicht mehr als 40 Schüler

86

Der Unterricht, kür den wöchentlich zwei ganze oder
vier halbe Stunden anzusetzen sind , ist tunlichst im An-
schlusse an den sonstigen Unterricht zu erteilen

Fetzt § 35 SchG .

56
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E 8587
Die Gemeinden sind verpflichtet , die für den Turnuntèer -

richt erforderlichen Turnplätze und Geräte zu beschaffen
Gergleiche §SS 86 bis 91 des Elementarunterrichtsgesetzes ) . “ )

Den größeren Gemeinden wird die Erstellung von Turns
sälen empfohlen , damit der Turnunterricht während des
ganzen Jahres und bei jeder Witterung erteilt werden kann .

§ 8.
Bei der Beschaffung der Turnplätze ist darauf zu achten :
1. daß sie mindestens die Gröhe von 300 qm haben :
2. daß sie der Schule möglichst nahe gelegen , eben und

trocken sind ;
3. daß der Boden von hohem Grase , tiéèfem Sande und

grobem Kiese frei und an den Stellen , wo niedergesprungen
wird . weich ist .

§ 9.
Die Turnsäle sollen eine Bodenfläche von nicht unter

300 am haben . Die Länge soll sich zur Breite im allgemeinen
wie zwei zu eins verhalten .

§ 10.
Für das Knabenturnen auf Turnplätzen sind folgende

Geräte anzuschaffen :
1. In Schulen mit nur einer Turnklasse :
Ein langes Schwingseil , eine der Größe der Turnklasse

entsprechende Anzahl eiserner Stäbe und mindestens ein
Barren .

2. In Schulen mit zwei Turnklassen :
Ein Schwingseil , eiserne Stäbe und mindestens ein

Barren ; ferner ein Springgestell mit Springschnur .
3. In Schulen mit drei und mehr Turnklassen :
Ein Schwingseil , eiserne Stäbe , ein Springgestell mit

Springschnur und zwei Barren ; ferner mindestens ein Reck .

§ 11.
Für das Knabenturnen in Turnsälen müssen außer den

in §S 10 genannten Geräten zur Verfügung stehen :
Mindestens acht Kletterstangen , vier Klettertaue und

Zwei etwa 30 em hohe Sprunskasten .

812
Für das Mädchenturnen müssen jedenfalls folgende Ge -

räte vorhanden sein :
Ein langes Schwingseil , ein Rundlauf , eine der Größe

der Turnklasse entspréchende Anzahl hölzerner Stäbe und
Schwingrohre ; ferner mindestens zwei wagrechte Leitern
und zwei Schwebestangen .
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§ 13.

Den größeren Stadtgemeinden wWird die Bereitstellung

geräumiger Sc hulhöfe und Spielplätze ange egentlich

empfohlen , damit die Schuljugen d sich außerhalb der Unter⸗

richtsstunden naturgemäß bewegen kann .

§S 14.

Etwa weiter erforderliche Vollzugsvorschriften werden

von der Oberschulbehörde erlassen .

b) Verordnung des Oberſchulrats vom 22. Nov . 100b:

Zum Vollzuge des S 4 Abs . 2 der Ministerialverorduuns

Vom 31. Juli d. J. , den Turnunterricht an den Volksschulen

beètreffend , wird verordnet wie folgt :

1. Das Sommerhalbiahr , auf dessen Dauer sich der Unter⸗

richt beim Mangel eines Turnsaales zu beschränken hat , be⸗

ginnt jeweils mit dem ersten Unterrichtstag des neuen Schul⸗
jahres und endigt genau sechs Monate später .

Es wird erwartet , daß die Turnlehrer diese Zeitgrenzen ,
nach denen sich auch die Berechnung der Vergütung richtet

genau einhalten .

Wenn infolge von ungünstiger Witterung nicht ge⸗
turnt werden kann , s0 hat dafür sonstiger Unterricht in

immer der Schüler einzutreten .
Ist der Turnlehrer zugleich Klassenlehrer der betreffen

den Schüler , 80 bleibt iuhm überlassen , den Lehrgegenstand 1

bestimmen , Worin er in diesem Fall unterrichten will .

Ist Er
nicht zugleich Klassenlehrer , so hat er auf besoh⸗

deren Blättern , die bereit zu halten sind , einen Aufsatz oder

ein orthographisches Diktat fertigen zu lassen , zu zensierel
und dem Klassenlehrer zur Aufbewahrung und Vorlage bei

der nächsten Prüfung zu übergeben .
Der in diesem Unterricht behandelte Gegenstand ist Wie

der Turnlehrstoff im Wochenbuch zu vermerken .

In Rückſicht auf die beſonderen Schwierigkeiten , die in einzelnen

Gegenden des Landes der Surchtührung
des Turnunterrichts entgegen⸗

ſtehen , ſind die Kreisſchulämter durch den Oberſchulrat angewieſen , „aulf
begründeten Antrag diej jenigen Wuben, die ſehr weit vom Schulhaus
entfernt wohnen , von der Teilnahme am Tuurnunterricht zu entbinden

und ferner „ von der Durchführung des Tiurnünter in ſolchen
Schulen , in denen nur einige wenige Turnſchüler vorhanden ſind, über⸗
haupt abzuſehen “ . ( Erl . vom 12. Juni 1907. )

Nach Bekanntmachung des UM. vom 4. Juni 1923 ſind die Schul⸗
Aer ermächtigt , wo die örtlichen Eim n

5 geſtatten , 1urnſtunde zur Erteilung von Schwimmunt erricht durch d
Turnlehrer zur Verfügung zu ſtellen .

We 15 9 üdimein ſol, , ſoweit ei me

Hübt 50 e 05ſte hen , durch dieſe erteilt werden . ( Bktm des
5.) Die Kleidung , die während des Turnens ge—



örrrr — — — —

Von der inneren Einrichtung der Volksſchulen . § 35. 65⁵

tragen wird , ſoll nach einer Anordnung des vorm . OSchR . vom 16. Jan .
1908 — SchVoOBl . S. 19 — „ den Anforderungen der Geſundheit und
des Anſtandes entſprechen “ .

3. Durch das SchG . wurde die bis dahin beſtandene Unterſcheidung
zwiſchen einfacher Volksſchule und erweiterter Volksſchuled. i. einer in ihren lehrplanmäßigen Forderungen über die Ziele der ein⸗
fachen Volksſchule hinausgehenden befonderen Veranſtaltung , aufgehoben .Es gibt nur noch eine einheitliche Volksſchule und für dieſe
nur ein einheitlicher Unterrichtsplan , deſſen Zielſetzungen allerdings je
nach der zur Verfügung ſtehenden Unterrichtszeit ſtofflich verſchieden
ausgebaut werden können . Durch die Ausdehnung des Unterrichts aufweitere als die im Geſetz als Pflichtfächer vorgeſchriebene Lehrgegen⸗
ſtände wird dieſer Charakter der Vollsſchule an ſich nicht berührt . Ob,
nach welcher Richtung und in welchem Umfang für eine Gemeinde ein
Bedürfnis nach einer ſolchen Ausdehnung innerhalb des vom Geſetz auf⸗
geſtellten Rahmens vorliegt , unterſteht der autonomen Regelung
durch die Gemeinde .

Wenn eine Gemeinde den Unterricht auf nicht verbindliche Fächer
ausdehnen will , muß von ihr aber verlangt werden , daß ſie ſich auch aufdem Gebiet der Schule , das für ſie nach dem Geſetz die Hamptaufgabe
bildet , nicht auf das beſchränkt , was unbedingt geleiſtet werden muß , daß
ſie vielmehr auch hier eine beſondere Förderung durch erweiterte
Unterrichtszeit eintreten läßt . Dies wird die Vorausſetzung für die Er⸗
teilung der ſtaatlichen Genehmigung bilden müſſen . Die in § 4 des
Unterrichtsplanes — Abſchnitt V —aufgeſtellte Forderung , daß fremd⸗
ſprachlicher Unterricht nur an Volksſchulen erteilt werden darf ,„ deren geſamte AUnterrichtszeit — einſchließlich des fremdſprachlichen
Unterrichts — bis zu der oberen Grenze geht “, d. i. für die hier allein in
Betracht kommenden vier oberen Schuljahre bis zu wöchentlich 32 Stun⸗
den , iſt weder im Geſetz , noch auch ſachlich begründet . Die Beachtung der
Vorſchrift müßte zur Folge haben , daß in Bürgerſchulen ( § 38 Abſ . 2)
der Unterricht . in allen Klaſſen bis zu 32 Stunden — d. i. über die
Höchſtgrenze der entſprechenden Klaſſen der Realſchule mit 28 bezw .30 Stunden — auszudehnen wäre .

Als „ fremde Sprachen “ werden für die Regel „franzöſiſchoder engliſch “ in Frage kommen ; es ſteht aber nichts entgegen , wenn ein
Bedürfnis dafür vorliegt , auch eine andere Fremdſprache einzubeziehen .
Der Unterricht kann entweder in beſonderen Kurſen außerhalb der ge⸗wöhnlichen Unterrichtszeit fün freiwillige Teilnehmer , oder aber
als Beſtandteil des Geſamtunterrichts als für alle Schüler verpflich⸗tend eingerichtet werden . Weder im einen , noch im anderen Fall iſt die
Erhebung eines beſonderen Schulgeldes — abgeſehen von dem
zu § 38 beſonders erwähnten Fall — zuläſſig . Bad . Verf . § 19 Abſ . 7
Abſchnitt II A 1. Auch darf die in §. 36 feſtgeſetzte Höchſtgrenze der
wöchentlichen Unterrichtsſtunden nicht überſchritten werden

Das gleiche — Abſ . 1 —gilt von der Einführung von Mädchen⸗turnen und von Handfertigkeitsunterricht für Knaben .
( Vergl . bezügl . des letzteren Art . 148 Abſ . 3 RMVerf. ) Die Zulaſſung auchvon Mädchen zum Handfertigkeitsunterricht wird nach der Entwicklung ,die die Zeitverhältniſſe genommen haben , wohl nicht zu beanſtanden ſein ,

5
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zumal die Gemeinde jederzeit in der Lage ſein wird , aufgrund des § 134

Abſ . 1 SchG . von ſich aus beſondere derartige Einrichtungen für Mäd⸗

chen zu treffen .
Wenn auch die entſprechenden Entſchließungen der Gemeinden ſich

als ein Ausfluß der ihnen auf dem Gebiet der Volksſchule zuſtehenden

Autonomie darſtellen , ſo wird es hiezu doch nicht einer förmlichen

Gemeindeſatzung nach § 6 Ziff . 2 Gem Ord . bedürfen , ſondern es wird

im Hinblick auf den Wortlaut des Geſetzes ein Gemeindebeſchluß (§ 65

Ziff . 4 Gem. Ord . ) genügen .

Stundenzahl . Anterrichtsplan .

EUG . vom 8. März 1867 § 26. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . IV 8 21

( Die Zahl der wöchentlichen Unterrichtsſtunden an der

Volksſchule ſoll mindeſtens 16, vom vierten Schuljahr an minde⸗

ſtens 20 und höchſtens 32 für die einzelnen Klaſſen betragen . Im

übrigen wird das Mindeſt⸗ und Höchſtmaß der Unterrichtszeit füt

die einzelnen Klaſſen , ſowie der in ihnen zu verarbeitende Lehr⸗

ſtoff im Verordnungsweg durch den Unterrichtsplan beſtimmt .

Innerhalb der im Unterrichtsplan beſtimmten Grenzen

wird die Unterrichtszeit für die einzelnen Klaſſen durch die Orts⸗

ſchulbehörde mit Genehmigung des Kreisſchulamts feſtgeſetzt .

6 ) Die Unterrichtszeit kann für einzelne Abteilungen ein und

derſelben Volksſchule verſchieden beſtimmt werden .

SchBVo . 8 55 Schd . 8 43.

1. Bis zur Erlaſſung des SchG . war die Ord
i

3 zur 9 nung der Unterrichts⸗

301 ausſchließlich Sache des Unterrichtsplanes . Die Regelung im G0
05

den Zweck , den Rahmen für die Bewegungsfreiheit der

i der a uton omen Ausgeſtaltung ihrer Volksſchule feſt⸗
Die Zahl von wöchentlich 32 Unterrichtsſtunden bildet die

ſolu 80 Höchſtgrenze, die in keinem Fall — auch nicht bei Einrichtung

005 zur Erleichterung des Übergangs in eine Höhere

0 darf ; im übrigen vergl . den mit Bo⸗

UM. vom
15. April 1925 bekanntgegebene Unterrie 1

ſchnitt IV —Vergl . auch Bmkg . 3 zu 935 .
Aterr
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§ 878

Geſ . vom 19. Juli 1906 Art . I. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . IV .

) Zur Durchführung des Unterrichtsplanes (§S 36) können die
Lehrer durch die Oberſchulbehörde nach Maßgabe des § 55 des Geſetzesbis zu 36 Wochenſtunden herangezogen werden .

(2) Die ihnen hiefür zukommende beſondere Vergütung ( §8 55 und
65) hat die Gemeinde vorbehaltlich der Überwälzung auf die StaatskaſſeG 76, 4, §S 65 und 8 95, 2 des Geſetzes ) zu leiſten .

§ 37 iſt durch Art . 1 Ziff . 3 der Perſonalabbauverordnung vom
17. März 1924 aufgehoben .

1. Die Vorſchrift wurde durch das Geſetz vom 7. Juli 1906 einge⸗
fügt , um die Durchführung der bei Erlaſſung des Geſetzes bereits vor⸗
geſehenen und ſodann durch die Vollzugsverordnung vom 18. Auguſt 1906
über den Unterrichtsplan vorgeſchriebenen Erhöhung der Stundenzahlvom vierten Schuljahr an auf 20 Stunden ſicherzuſtellen . Dies war an
zweiklaſſigen Schulen mit nur einem Lehrer in Rückſicht auf die Vor⸗
ſchrift in § 55 SchG . , wonach ein Lehrer wöchentlich bis zu 32 Unter⸗
richtsftunden zu übernehmen hatte , nur in der Weiſe möglich , daß ent⸗weder die Schüler der Oberklaſſe (4. bis 8. Schuljahr ) , die nachmittags
zur Schule kommen , an zwei Vormittagen ( Mittwoch und Samstag ) mitden Schülern der Unterklaſſe ( 1. —3. Schuljahr ) je 2 Stunden gemein⸗ſchaftlich unterrichtet wurden , oder aber , daß , wo die Vereinigungaller Schüler zu gemeinſamem Unterricht an deren Zahl oder an der un⸗
genügenden Größe des vorhandenen Schulraumes ſcheiterte , für die
Schüler der Oberklaſſe durch den Lehrer 4 weitere Stunden über das
Pflichtſtundenmaß hinaus erteilt wurden . Dieſe vier weiteren Stundenwurden regelmäßig beſonders vergütet .

2 . Durch die PAV . wurde die Einrichtung der beſonders vergüteten
Überſtunden beſeitigt und dementſprechend auch 8 37 aufgehoben . ( PAO .Art. 1J Ziff . 4 und 5. ) Dadurch wurde der zur Sicherung der 20 Wochen⸗ſtunden der Oberklaſſe ſeither eingeſchlagene zweite Weg für die Zukunftnicht mehr gangbar und es mußte eine andere Löſung zur Unterbringung
der für die Unter⸗ und Oberklaſſe zuſammen erforderlichen ( 16 ＋ 20 —9036 Wochenſtunden gefunden werden . Die Grundlage hiefür bot einer⸗
ſeits die Tatſache , daß unter den 36 Wochenſtunden zwei Religions⸗ſtunden ſind , die faſt durchweg vom Geiſtlichen erteilt werden , ſo daßfür den Lehrer nur 34 Stunden verbleiben . Andererſeits ſchien es unbe⸗
denklich , die Stundenzahl der unteren Klaſſe von 16 auf 14 zu ermäßigenoder aber , wo die Verhältniſſe in der Oberklaſſe — nach Begabung und
geringer Zahl der Schüler — beſonders günſtig gelagert ſind , eine ſolcheErmäßigung in der Oberklaſſe eintreten zu laſſen . Dabei ſoll jedenfallsder Turnunterricht um eine Stunde gekürzt werden . Dagegen darf der
Religionsunterricht keine Beſchränkung erleiden . Vergl . § 40 Bmkg . 1.
Die Entſcheidung darüber , bei welcher Klaſſe die Ermäßigung am leichte⸗ſten durchzuführen und deshalb zu verwirklichen iſt , ſoll dem mit den
örtlichen Verhältniſſen vertrauten Kreisſchulamt überlaſſen bleiben . An
Schulen , an denen kein Turnunterricht erteilt wird , weil der Lehrer hiezu
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nicht geeignet iſt , oder weil der Unterricht aus einem anderen Grunde
ausfällt ( Omkg . 2 Abſ . 2 zu § 35) , wird es einer beſonderen Ermäßigung
der Stundenzahl der einen oder der anderen Klaſſe überhaupt nicht be⸗

dürfen .

Bürgerſchulen .
§ 38 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . I § 21b

( J ) Wenn an einer Volksſchule Unterricht in fremden

Sprachen eingerichtet werden ſoll , ſo ſind im Wege der Verein⸗

barung zwiſchen der Gemeinde und der Oberſchulbehörde feſtzu⸗

ſtellen :
1. der Unterrichtsplan und die Zahl der auf die einzelnen

Fächer entfallenden Wochenſtunden ;

2. die Zahl und Art der an der Volksſchule weiter zu er⸗

richtenden Lehrerſtellen ;

3. das für die Teilnahme an der Einrichtung beſonders zu

entrichtende Schulgeld .

( 2) Wird eine beſondere Schulabteilung mit fremdſprach⸗
lichem Unterricht errichtet , ſo kann ſie über das ſchulpflichtige
Alter hinaus erſtreckt und es kann ihr die Benennung „ Bürger⸗

7 ſchule “ ( für Knaben und Mädchen ) beigelegt werden . Die Feſt⸗

ſetzungen hierüber wie etwaige beſondere Beſtimmungen über die

Leitung und Beaufſichtigung der Schulabteilung werden auf dem

in Abſatz 1 bezeichneten Wege erlaſſen .

die Gemeinde iſt für die Dauer des Beſtehens der Ver⸗

einbarung an die darin übernommenen Verpflichtungen gebunden .

Beſchließt ſie die Auflöſung der Schule , ſo hat ſie für die über⸗

nommenen finanziellen Leiſtungen inſolange aufzukommen , bis

der ſtaatlichen Schulverwaltung die entſprechende anderweitige

Unterbringung der frei gewordenen Lehrkräfte möglich geworden
iſt , längſtens aber für einen der Dauer des Lehrkurſes entſprechen⸗
den Zeitraum . 9

SchG . 88 35, 36. 1
Remein

1. Die Einführung fremdſprachlichen Unterrichts an einer Volksſchule
macht eine beſondere Regelung bezüglich der in Abſ . 1 aufgeführten

en Fall li e da bei der Vielgeſtaltigkeit der Ver⸗

ältn e allgemein gültige Ordnung
im Verordnungs i

15 8
9 ng im Verordnungswege nicht aus

Die Vereinbarung mit der Gemei i
ung gemeinde kann in der Form zu0

0 Satzungen oder im Wege beiderſeits ſchriftlich abzugebendet 900

5
erfolgen . Der erſtere Weg empfiehlt ſich für die Fälle den in g

00 5 für die Einführung von fremdſprachlichem Unterricht Wn
erbindliches oder wahlfreies Unterrichtsfach in den geordneten Unter⸗ ihtke
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richtsbetrieb der Volksſchule es einer ſolchen Form im allgemeinen nicht
bedürfen wird . In jedem Fall aber wird ſich die Vereinbarung außer auf
die in Abſ . 1 bezeichneten Punkte noch darauf zu erſtrecken haben , von
welcher Klaſſe an der Unterricht allgemein verbindlich eingeführt bezw . —
im Falle der wahlfreien Einführung — den Schülern zugänglich ſein ſoll .

Die Vereinbarung zu Ziff . 2 wird zweckmäßigerweiſe ſich nicht auf
das z. Zt . des Abſchluſſes vorliegende Bedürfnis beſchränken , ſondern
vielmehr in Anlehnung an § 26 des Geſetzes Grundſätze aufzuſtellen
haben über die Bemeſſung der Lehrerſtellen nach der jeweils wechſelnden
Schüler⸗ oder Klaſſenzahl , etwa in der Weiſe , daß für jede Klaſſe mit 35
bis 40 Schülern oder aber überhaupt für je 40 Schüler eine Lehrerſtelle
zu errichten iſt .

Die Erhebung von Schulgeld iſt — auch wenn der Unterricht
wahlfrei erteilt wird , nach Bad . Verf . § 19 Abſ . 7 nicht zuläſſig .
Dies gilt auch für Veranſtaltungen nach Abſ . 2 mit der unten vermerkten
Ausnahme . Vergl . hierüber die Bmkg . 3 Abſ . 3 zu § 35 und Bad . Verf .
§ 19 Abſ . 7 in Abſchnitt II A 1.

2. Die nach Abſ . 2 errichtete beſondere Schulabteilung
bildet einen Beſtandteil der Geſamtvolksſchule . Die ſie beſuchenden
Schüler ſind in die für Beſtimmung der geſetzlich zu errichtenden Lehr⸗
ſtellen maßgebende Geſamtſchülerzahl einzurechnen . Dabei hat die Be⸗
rechnung der geſetzlichen Lehrerſtellen nach Maßgabe der Beſtimmungen
des Geſetzes vom 20. März 1925 über Anderung des Geſetzes vom
23. März 1923 , ſonach auf der Grundlage von 55 Schülern für eine
Stelle , zu erfolgen .

Nach §S 8 VVVO. z. SchG . ſoll die Ausdehnung ſolcher Schulabtei⸗
lungen über das ſchulpflichtige Alter hinaus in der Regel nicht mehr als
zwei Jahre betragen .

Neben den im Abf . 1 bezeichneten Punkten wird die abzuſchließende
Vereinbaru ng noch die Vorausſetzungen für die Aufnahme in die
Schulabteilung zu beſtimmen haben : aus welcher Klaſſe der Volksſchule
der Übertritt erfolgen darf , ob der Übertritt etwa noch von beſonders
guten Leiſtungen in dieſer Klaſſe abhängig gemacht wird und ob bei
mangelhaften Leiſtungen innerhalb einer feſtzuſetzenden Probezeit eine
Rückverweiſung in die allgemeine Volksſchule ſtattfinden kann .

Die für ſolche Schulabteilungen vorgeſehene Benennung „ Bürger⸗
ſchule “ bezweckt die Aufrechterhaltung einer in dieſer Beziehung vor
Erlaſſung des SchG . für erweiterte Volksſchulen beſtandenen und bei den
Gemeinden eingebürgerten Übung .

Hinſichtlich der Beaufſichtigung wird im weſentlichen nur
vorzuſehen ſein , daß die Schulabteilung durch ihren Leiter in der Orts⸗
ſchulbehörde bezw . in der befonderen Schulkommiſſion vertreten iſt .

Eine Reihe früher beſtandener Bürgerſchulen wurde
nach dem Krieg aufgehoben , weil man der Anſchauung war , ihr Fort⸗
beſtand ſtehe im Widerſpruch mit der Bad . Verfaſſung , die in § 19 Abſ . 5
den Grundſatz aufſtelle , daß alle Kinder , ſofern ſie nicht auf eine Höhere
Lehranſtalt übergehen , nur die für alle zugängliche , einheitlich einge⸗
richtete Volksſchule zu beſuchen hätten . Dieſe Auffaſſung trifft nicht zu.
Allgemein verbindlich iſt der Beſuch der Volksſchule nur für die vier
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unteren Jahrgänge , die Grundſchule , vorgeſchrieben — vergl . die

Bmkg . 4 zu Bad . Verf . § 19 Abſ . 5, Werf . § 146 und GSchG . in Ab⸗

ſchnitt II X1 u. B 1 u. 2 .—Im übrigen ſteht auch der Beſuch der Bürger⸗

ſchulen , bei der Unentgeltlichkeit des Unterrichts allen Kindern ohne

Rückſicht auf „die wirtſchaftliche und geſellſchaftliche Stellung oder das

Religionsbekennntis ſeiner Eltern “ ( RVerf . Art 146 ) frei . Die Beſchränkung
der Zulaſſung nach der Befähigung aber ſteht im Einklang mit

§ 146 WVerf . , der für die Aufnahme wie in die höheren , ſo auch in die

mittleren Schulen „ Anlage und Neigung “ des Kindes als „ maßgebend “
erklärt . Es wäre zu wünſchen , daß die Einrichtung von Bürgerſchulen ,
mit einer Fremdſprache , als Anſtalten zur Vorbereitung für einen

bürgerlichen Beruf , in weiterem Umfang wieder in Angriff genommen
würde , zumal in den größeren Städten , wo ſie für die Höheren Lehr⸗

anſtalten — beſonders die Realſchulen und die Höheren Mädchenſchulen
—eine weſentliche Entlaſtung , namentlich der unteren und mittleren

Klaſſen , herbeiführen könnten .

Sofern eine Bürgerſchule —wie dies in einer Reihe von Ge⸗
meinden der Fall iſt — gewiſſermaßen als Erſatz für eine Höhere Lehr⸗
anſtalt 25Realſchule oder Höhere Mädchenſchule — mit dem Lehr⸗
plan e iner Höheren Lehranſtalt eingerichtet iſt , gelten füt
ſie nach PAVO . Art . III Abſ . 3 i. V. mit §S 28 StVG . folgende beſon⸗
dere Beſtimmungen .

a)
1010

eine ſolche 69 beſuchenden Schüler kommen für die Be⸗
rechnung der an der Volksſchule geſetzlich zu errichtenden Lehrer —
ſtellen niſcht in Betracht ,

5 5

b) der für die Lehrer der Schule entſtehende Aufwand iſt zwiſchen
Staat und Gemeinde hälftig zu teilen ,

0) für die Teilnahme am Unterricht kann ein zwiſchen Staat und

Gemeinde zu vereinbarendes Schulgeld für die Gemeinde⸗
kaſſe erhoben werden .

An der Schule können wiſſenſchaftli i i i
5

5 ſenſchaftlich gebildete Lehrer in nichtplan⸗

beer Stellung verwendet werden . Die Leitung der Schulabteilung

1 de Leiter der Geſamtvolksſchule , ſofern nicht aus der
ihr tätigen — wiſſenſchaftlich gebildeten — L f

ſonderer Leiter beſtellt wird .
ie Sehref

3. Wenn in Abſ. 3,das Rech Kündi
in Abſ . 3 , ht der Kündigung der abgeſchloſſenen Ver⸗

* ausdrücklich nur den Gemeinden und nicht much der
45 7 Aheden iſt , ſo war hiefür die Erwägung maßgebend , daß

5 der getroffenen Vereinbarung im Ver⸗
g6 „ angehalten werden können und daß es Sache der Ober⸗

ſchulbehörde iſt , beim Abſchluß der Vereinbarung die ihre Purchfuhn
ichernden Beſtin n aufzur 15

1 Jull 1610 imungen aufzunehmen . Begründung zum SchG . vom

Kunte übrigen wird das Unterrichtsminiſterium , wenn in den Voraus⸗

hungenfür die von ihm ſ. Jt aufgrund des § 35 Abſ . 4 erteilte Ge⸗

dunch Zuruckgeh iſt , jederzeit in der Lage ſein ,
rch Zurückziehung dieſer Genehmigung die Aufhe 2

beizuführen .
hmigung die Aufhebung der Schule her⸗

fhule
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tiletz
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Hilfsſchulen .

§ 39 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . IV S 21 c0.
( ) Für Kinder , die nach ärztlichem Gutachten infolge ihrer

geringen Begabung eine beſondere Fürſorge erfordern , können
durch die Gemeinde beſondere , dem Bildungsbedürfnis der Kinder
entſprechende Einrichtungen mit verminderter Unterrichtszeit und
ermäßigten Unterrichtszielen getroffen werden ( Hilfsklaſſen , Hilfs⸗
ſchulen ) . Wenn die Zahl ſolcher Kinder in einer Gemeinde minde⸗
ſtens 20 beträgt , iſt die Gemeinde zur Errichtung von Hilfsklaſſen
verpflichtet .

2 ) In gleicher Weiſe können für Kinder , die nach ärztlichem
Gutachten infolge körperlicher Leiden am Unterricht nicht in
vollem Umfang teilnehmen können , oder die auf Grund des § 3
des Geſetzes zum Beſuch der Volksſchule nicht angehalten werden
können oder davon befreit beziehungsweiſe ausgeſchloſſen ſind ,
beſondere Einrichtungen getroffen werden .

68)., Die Feſtſetzung der Unterrichtszeit und der Unterrichts⸗
ziele ( Abſatz 1 und 2) bedarf der Genehmigung der Oberſchul⸗
behörde .

SchG . 8§ 3, 55. Schd . 8§s 37 und 38.

1. Abſ . 1 trifft beſondere Vorſorge für die Unterrichtung ſolcher ſchul⸗
pflichtiger Kinder , die zwar unterrichtsfähig , alſo nicht ſchwachſinnig ,
aber doch ſo gering veranlagt ſind , daß die Erreichung der für
normal begabte Kinder allgemein vorgeſchriebenen Unterrichtsziele für
ſie nicht möglich iſt . Die Zuſammenfaſſung dieſer Kinder zur gemein⸗
ſamen Unterrichtung in beſonderen Hilfsklaſſen liegt in ihrem
eigenen Intereſſe und iſt überdies auch zur Vermeidung von Hemmungen
im geordneten Fortgang des Unterrichts für die normal begabten
Kinder geboten . Die Einrichtung von Hilfsſchulen iſt grundſätzlich
der auton omen Verfügung der Gemeinde überlaſſen . Nur
wenn ſolche Kinder an der Volksſchule einer Gemeinde eine Zahl er⸗
reichen , daß eine beſondere Klaſſe mit einem eigenen Lehrer errichtet
werden kann , tritt an die Stelle der freien Entſchließung die geſetzliche
Verpflichtung . Das Geſetz beſtimmt hiefür die Zahl 20, die er⸗
fahrungsgemäß das Höchſtmaß der gleichzeitig unterrichtbaren der⸗
artigen Kinder bildet . Zur Zeit ſind Hilfsſchulen eingerichtet in 12 Städten
und 18 Landgemeinden .

Die Feſtſetzung der Zahl 20 bedeutet eine A u snahme von der
Vorſchrift des § 26 des Geſ . Sind an einer Volksſchule Hilfs⸗
ſchüler in größerer Zahl vorhanden , ſo ſind für ſie geſetzlich ſo viele
Lehrerſtellen zu errichten , daß auf einen Lehrer nicht mehr als 20 Hilfs⸗
ſchüler kommen —vergl . Scho . § 37 Abſ . 3 —, ſonach bei 21 —40
Schülern zwei uſw . Für die Berechnung der nach § 26 weiter zu er⸗
richtenden Lehrerſtellen iſt die nach Abzug der Hilfsſchüler ſich
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ergebende Zahl zugrunde zu legen . Für die Feſtſtellung der Verhältnis⸗

zahl zwiſchen Haupt⸗ und Unterlehrerſtellen nach § 27 des Geſ. aber

ſind die Stellen für Hilfsſchullehrer nicht geſondert zu behandeln , ſondern

in die Geſamtzahl der Lehrerſtellen einzubeziehen .

Zur Errichtung einer Hilfsſchulklaſſe bedarf es in je dem Fall in Rück⸗

ſicht auf die der Staatskaſſe hieraus erwachſende Belaſtung der Ge⸗

nehmigung des Unterrichtsminiſteriums . Über die Vor⸗

ausfetzungen für die Einweiſung von Schülern in eine Hilfsklaſſe vergl.

SchO. § 3 Abſchnitt MZiff . 1.

Ausgeſchloſſen von der Aufnahme in eine Hilfsklaſſe ſind

Kinder , die nur infolge häuslicher Vernachläſſigung oder längerer , durch

Krankheit verurſachter Schulverſäumnis und anderer dergleichen hemmen⸗
der Einflüſſe in ihren Kenntniſſen zurückgeblieben ſind .

Im Hinblick auf die Bedeutung , die das Verhalten und die Beurtei⸗

lung von Hilfsſchülern durch die Lehrer und den Schularzt bei etwaigen

ſpäteren S trafverfahren für die Entſcheidung über die Zurech⸗

nungsfähigkeit und die Einſicht in die Strafbarkeit einer Handlung haben
können , ſind die Staatsanwaltſchaften durch Erlaß des Miniſteriums des

Kultus und Unterrichts vom 13. Januar 1911 ( SchBOBl . Nr . III S. 10)

angewieſen, vorkommendenfalls die über ſolche Schüler an Schulen , füt
die ein Schularzt beſtellt iſt , geführten Perſonalbogen ( SchAVO . § 18) zu
erheben .

5

8 Für die Aus⸗ und Weiterbildung von Hilfsſchullehrern wei⸗
den ſeit dem Jahre 1922 in Heidelberg unter Beizug von Hochſchullehrern

Alle 2 —3 Jahre wiederkehrende Kurſe von je 14tägiger Dauer abgehalten .
Der Schwierigkeit ihrer Aufgabe entſprechend ſind die Hilfsſchullehrer in
Gruppe VIIIL und IX der Beſoldungsordnung eingereiht . Vergl . auch § 55.

1 2. Abſ . 2 gibt den Gemeinden die Berechtigung , im Rahmen der

Volksſchule „Veranſtaltungen “ der in §S 3 Abſ . 3 des Geſ . —vergl . die

⸗ zu dieſem Paragraphen —bezeichneten Art zu treffen , indem er
en Kreis ſolcher Veranſtaltungen gleichzeitig über die in §S 3 gezogenen

Grenzen hinaus noch auf alle Kinder ausdehnt , die infolge fehzn

körperlicher Leiden im Beſuch der Volksſchule oder in der ' vollen Aus⸗ viekte
nützung des im Unterricht gebotenen Lernſtoffes beſchränkt ſind , wie fuein !
hochgradig Nervenſchwache , Sprachgebrechliche , Schwei⸗ umäß

5 Schwa chſichtige . Das Geſetz will durch ſeine weile geuet.
ng die Möglichkeit bieten , daß auch etwa künftig neu hervortreten⸗ ils

den Bedürfniſſen Rechnung getragen werden kann . Wf

S mibliche

ei Schwerhörigkeit und völlige Ertaubung ſind öfters die Folge
fhe

ner ſyphilitiſchen Erkrankung des Gehörnervenapparates und D81

Iuon feſtge Erkrankung rechtzeitig durch ſachverſtändige Unter⸗ 515
9015

g fe 5 wird, bei entſprechender ärztlicher Behandlung zür . t

Heilung gebracht werden . Die Mehrzahl der auf ererbter Syphilis be⸗ ün
ruhenden Ohrenerkrankungen tritt im KindeKindesalter , meiſt um das ſechſte

r beginnenden Schulpflicht . In Rück⸗
9 Erl . des UM. vom 30. Dezember 101k

werhörigkeit genau zu beachten und die
beſuchen darauf aufmerkſam zu machen ,
ſche Unterſuchung herbeigeführt wird .

4 Lebensalter ein , alſo im Alter de
ſicht hierauf ſind die Lehrer dure
angewieſen , alle Fälle von Sch
Schulärzte bei ihren Kla
damit rechtzeitig eine fachmä
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Macht eine Gemeinde von der ihr durch das Geſetz gebotenen Mög⸗
lichkeit Gebrauch , ſo iſt der Beſuch der Veranſtaltung für die in Betracht
kommenden Kinder im Sinne des §S 1 SchG . verpflichtend .

Sofern es ſich um Kinder handelt , für die nach dem Geſ . vom
11. Auguſt 1902 über die Erziehung und den Unterricht nichtvollſinniger
Kinder die Unterbringung in beſonderen Anſtalten vorgeſehen iſt ,
wird die Errichtung entſprechender Veranſtaltungen für die Gemeinde
im allgemeinen nur dann in Betracht kommen , wenn nach der Zahl der
Kinder die Unterbringung in einer ſolchen Anſtalt mit größeren Koſten
verbunden iſt als die Unterweiſung in beſonderen Klaſſen .

Wegen der von den Lehrern für nichtvollſinnige Kinder nachzu⸗
weiſenden Befähigung vergl . S 15 der VVO . z. Geſ . vom 11. Auguſt 1902 ,
die Erziehung und den Unterricht nichtvollſinniger Kinder betr . — Ab⸗
ſchnitt VIII 3.

3. Unterrichtszeit und Unterrichtsziele müſſen der
körperlichen und geiſtigen Leiſtungsfähigkeit der Schüler angepaßt wer⸗
den . Dabei kann nach Abſ . 1 unter die für normale Schüler geltenden
Anforderungen heruntergegangen werden . Die Vorſchrift in Abſ . 1 darf
aber nicht ſo aufgefaßt werden , daß nach beiden Richtungen hin ein
Zurückbleiben eintreten muß ; ſie gibt vielmehr nur die Ermächti⸗
gung hiezu , ſofern die Rückſicht auf die Eigenart der Schüler eine ſolche
Maßnahme erforderlich macht .

Für Veranſtaltungen nach Abſ . 2 werden im allgemeinen die An⸗
forderungen des Unterrichtsplanes (§S 36 Abſ . 2) auch bei verminderter
Unterrichtszeit aufrecht zu erhalten ſein . An Hilfsſchulen wäre an
ſich in Rückſicht auf die geringe Faſſungsgabe der Schüler , ſoweit deren
Zuſtand es geſtattet , eine möglichſt ausgedehnte unterrichtliche und er⸗
zieheriſche Einwirkung durch den Lehrer von Vorteil . Tatſächlich aber
bleibt die Unterrichtszeit in den Städten im allgemeinen hinter der
Stundenzahl der normalen Schule zurück , während ſie in den Land⸗
gemeinden der geringeren Stundenzahl der Schulen dieſer Gemeinden
gleichkommt . Das Unterrichtsziel geht meiſt nicht über das des
vierten Schuljahres hinaus . Die Unterrichtsfächer ſind die gleichen ,
wie in der normalen Volksſchule , nur werden ſie vielfach ohne ſtunden⸗
planmäßige Trennung in der Form des Geſamtunterrichts be⸗
handelt . Die zumteil in erſtaunlicher Weiſe hervortretende Begabung
der Hilfsſchüler für praktiſche Betätigung führt dazu , daß bei den Knaben
der Handfertigkeitsunterricht und bei den Mädchen der Unterricht in
weiblichen Handarbeiten eine beſondere Pflege erfährt .

Da das amtlich eingeführte Leſebuch den beſonderen Verhältniſſen
der Hilfsſchulen naturgemäß nur wenig Rechnung tragen kann , hat das
UM. mit Erlaß vom 14. Februar 1921 geſtattet , daß an dieſen Schulen .
wo ein Bedürfnis dafür beſteht , der „ Kinderfreund “ , Leſebuch von
Murtfeld und Seebaum , Südweſtdeutſche Ausgabe , bearbeitet von Wil⸗
helm Günzel , Verlag von Moritz Diefterweg , Frankfurt a. M. , durch
die Kreis⸗ und Stadtſchulämter nach Anhörung der Ortsſchulbehörde für
die Hilfsſchulen verbindlich eingeführt werden kann . 390 . 92 Ziff

Bezüglich der den Hilfsſchülern auszuſtellenden Zeugniſſe vergl . die
Bmkg . zu § 48 und § 50 Schö .
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Religionsunterricht .
§ 40 .

EUG . vom 8. März 1868 8 27. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . III .

( 1) Für den Religionsunterricht werden für jede getrennt unter⸗

richtete Abteilung der Schüler in den Lehrplan der Volksſchule

wöchentlich 3 Stunden aufgenommen .

( 2) Der Religionsunterricht wird durch die betreffenden

Kirchen⸗ und Religionsgemeinſchaften beſorgt und überwacht . Sie

werden bei Erteilung desſelben durch den gemäß § 44 Abſatz 8 als

befähigt erklärten Lehrer unterſtützt . Zu dieſem Zwecke ſollen auz

dem wöchentlichen Stundendeputat eines Lehrers , ſoweit erforder⸗

lich , je ſechs Stunden verwendet werden . Im übrigen geſchieht

die Verteilung der Religionsſtunden zwiſchen dem Geiſtlichen und

dem Lehrer im Einverſtändnis der beiderſeitigen Behörden .

( 3) Der geſamte Lehrplan für den Religionsunterricht in den

einzelnen Stufen und Klaſſen der Volksſchule wird von der oberen

geiſtlichen Behörde aufgeſtellt , welche die Ausführung desſelben

durch ihre Beamten überwachen und Prüfungen über den Reli⸗

gionsunterricht vornehmen laſſen kann .

( 4) Die Kirchen⸗ und Religionsgemeinſchaften haben bei ihren

Verfügungen in Betreff des Religionsunterrichts in den Volis⸗

ſchulen die beſtehende Schulordnung zu achten . Dieſe Verfügungen
verkünden auf Mitteilung der geiſtlichen Behörden die oberen

Schulbehörden an die Lehrer zur Nachachtung .

69 Die Verkündung kann nicht verſagt werden , wenn die Ver⸗

fügungen nichts mit den allgemeinen Schulordnungen Unverein⸗

bares enthalten .
5

66 ) Die Geiſtlichen ſind als Religionslehrer in den Volks⸗

ſchulen an die Schulordnung gebunden .
( 0 Den ſtaatlichen ſowohl als den geiſtlichen Behörden bleibt

vorbehalten , die Erteilung des Religionsunterrichts durch den

Lehrer abzuſtellen

SchG . § 35. Schd . S§ 34, 44, 45, 48. 3O . S 2 Ziff . 3.

Der Religionsunterricht iſt das einzige Fa deſſen

wöchentlicheStundenzahl durch das Geſ 95 feſtgelegt'iſt. Seonel 5
übrigen Unterrichtsfächer iſt dieſe Feſtſetzung dem Unterrichtsplan über⸗

laſſen . Daraus ergibt ſich, daß wenn an einer Volksſchule Religions⸗
unterricht für die Angehörigen einer ſtaatlich anerkannten Religions⸗
gemeinſchaft eingerichtet wird , für jede Klaſſe wöchentlich 3 Stunden an⸗

geſetzt werden müſſen , falls die Religionsgemeinſchaft ſich nicht mit

W3105 begnügt . Es folgt daraus weiter , daß wenn eine Verringerung

der Geſamtſtundenzahl notwendig erſcheint , um eine Belaſtung des

Lehrers über 32 Stunden hinaus zu vermeiden , der Religionsunterri

10 nicht beeinträchtigt werden darf ( vergl . Bmkg . 2 zu § 37 des

Ultettichtt
Vidung
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Zum Beſuch einer nur kirchlicherſeits eingerichteten weiteren (vierten )
Religionsſtunde beſteht keine Verpflichtung für die Schüler . Wohl aher
kann bei erweiterter Unterrichtszeit , wie für die übrigen
Unterrichtsfächer , ſo auch für den Religionsunterricht eine weitere
wöchentliche Unterrichtsſtunde als allgemein verbindlich vorgeſehen werden .

Die Abteilungen für den Religionsunterricht werden an kon⸗
feſſionell ungemiſchten Schulen in der Regel mit den für den übrigen
Unterricht eingerichteten Klaſſen zuſammenfallen . Nur an gemiſchten
Schulen wird ein Bedürfnis nach Vereinigung der Schüler verſchiedener
Klaſſen zu beſonderen Abteilungen hervortreten . Für die Höchſtſtärke
ſolcher Abteilungen ſind die für den weltlichen Unterricht geltenden Be⸗
ſtimmungen maßgebend . Vergl . §S 1 der VO. des UM. , den Religions⸗
unterricht an den Volksſchulen betr . — Abſchnitt V 2. Die willkürliche
Bildung größerer Abteilungen iſt nicht zuläſſig , und auch dem Geiſtlichennicht geſtattet .

2. Die Vorſchriften des Abſ . 2 und der folgenden Abſätze enthaltendie Anwendung und den weiteren Ausbau des in § 12 des Geſetzes vom9. Oktober 1860 , über die rechtliche Stellung der Kirchen und kirchlichenVereine im Staat ( Kirchengeſetz vom 19. Juli 1918 ) aufgeſtellten Grund⸗
ſatzes : „ Den Religionsunterricht überwachen und beſorgen die Kirchenfür ihre Angehörigen , jedoch unbeſchadet der einheitlichen Leitung der
Unterrichts⸗ und Erziehungsanſtalten “ , womit ſachlich die Vorſchrift des
§ 19 Abſ . 2 der Bad . Verf . übereinſtimmt . Vergl . die Bmkg . zu letzterer
Vorſchrift und zu Art . 149 RVerf . — Abſchnitt II X 1 und B 1. — Der
Religionsunterricht wird nicht — wie in den meiſten übrigen deutſchenLändern — im Auftrag des Staates , ſondern kraft eigenen
Rechtes durch die ſtaatlich anerkannte Religions gemein⸗
ſchaft erteilt . Den von ihr mit der Erteilung des Unterrichts beauf⸗
tragten Organen ſteht daher auch keinerlei Anſpruch auf eine
Vergütung für ihre Mühewaltung an den Staat oder die Gemeinde
zu. Dies gilt auch für die Erteilung des Unterrichts an einer als beſon⸗dere Abteilung der Volksſchule errichteten Bürgerſchule . Eine Aus⸗
nahme hievon bilden nur die nach § 38 SchGeſ , eigens nach dem Lehr⸗plan der höheren Schulen eingerichteten Bürgerſchulen , ſofern der für
ſolche eingeführte Stundenplan es nicht ermöglicht , die Schüler der
Bürgerſchule mit den übrigen Schülern der Volksſchule zuſammen zu
Unterrichten . Für ſolche Fälle iſt ein Anſpruch des Geiſtlichen auf be⸗
ſondere Vergütung für die Erteilung des Religionsunterrichts ſtets aner⸗kannt worden . Vergl . § 38 Bmkg . 2 Abſ . 7.

Der Staat ſtellt den zur Erteilung des Religionsunterrichts be⸗
rufenen Religionsgemeinſchaften in Rückſicht auf das hoheIntereſſe , das auch er an der religiös⸗ſittlichen Erziehung ſeiner Bürgerhat, die von ihnen zu Erteilung des Religionsunterrichts für befähigt er⸗
klärten , an den einzelnen Schulen von ihm angeſtellten Lehrer in be⸗
ſtimmtem Umfang zur Verfügung . Dieſe erteilen den Unterricht dann
zwar im Auftrag des Staates , aber im Namen ihrer Religions⸗
gemeinſchaft . Für die Beme ſſung dieſer Dienſtleiſtung bildetdie an der zweiklaſſigen Schule mit einem Lehrer zu erteilende Zahl von2 ZuUnterrichtsſtunden den Maßfſtab .

Die Zahl von ſechs Wochenſtunden bildet für die Regel die höchſt
zuläſſige Belaſtung des Lehrers ; ſie kann aber da, wo ein beſonderes Be⸗

18
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dürfnis dafür vorliegt ; ( vergl . §8 41 des Geſ . und die Bmkgn . zu 8 10

Abſ . 3 Bad . Verf . ) , auch überſchritten werden .

Geiſtliche und weltliche Lehrer ſollen die Erteilung des Religions⸗

unterrichts als eine ihnen gemeinſame Aufgabe betrachten . Von

dieſem Geſichtspunkt aus hat der vorm . OSchB . mit Runderlaß vom

14. Dezember 1897 die Lehrer durch die Kreisſchulämter anweiſen laſſen,

von etwaigen Verſäumniſſen des Religionsunterrichts durch die

Schüler , falls nach deren Veranlaſſung oder nach der Häufigkeit ihrer

Wiederkehr oder etwaigen anderen begleitenden Umſtänden darauf zu

ſchließen iſt , daß ein Schüler ſich grundſätzlich oder leichtfertig der reli⸗

giöſen Unterweiſung zu entziehen ſucht , den Geiſtlichen entſprechend zu

verſtändigen .
Die Verteilung der Religionsſtunden zwiſchen dem Geiſtlichen

und dem Lehrer erfolgt im Einverſtändnis mit der kirchlichen Behörde ,

d. i. dem Ortspfarrer oder dem kirchlichen Aufſichtsbeamten , unter

Berückſichtigung der von den oberen kirchlichen Behörden hiefür allge⸗

mein aufgeſtellten Grundſätze , durch das Kreisſchulamt ( 3O . 92
Ziff . 3) in der Regel bei Genehmigung des Stundenplanes .

Für den katholiſchen Religionsunterricht beſtimmt Ziff . 12 des

Lehrplans , daß der Unterricht im Katechismus durch den Geiſtlichen ,

jener in der bibliſchen Geſchichte aber durch den Lehrer zu er⸗

teilen iſt .
UÜdber die Beteiligung der Geiſtlichen am evangeliſchen Rel⸗

gicnsunterricht hat der Evangeliſche Oberkirchenrat unterm 3. Mai 1915
nachſtehende eingehende Vorſchriften erlaſſen :

Den evangelischen Religionsunterricht in den Volksschulen ,

hier die Abänderung des 8S 14 Absatz 2 der Verordnung vom

19. Febrnar 1905 betreffend .

Auf Grund der Beschlüsse der Generalsynode 1914 erhälk

§ 14 Absatz 2 der Verordnung vom 19. Februar 1905, den

evangelischen Religionsunterricht in den Volksschulen be⸗

( K. G. und V. Bl. S. 23 ff . ), folgende Veränderte
Hassung :

„Jeder Geistliche ( der Pfarrer , Pfarrverwalter , Pasto⸗

rationsge stliche, Stadt - und Dienstvikar , nicht aber ein

Bersonalvikar. Weil dieser nur vorübergehend einen

Geistlichen zur ganzen oder teilweisen Besorgung von

dessen Dienst beigegeben ist ) hat von dem lehrplau -

mäbigen Religionsunterricht wöchentlich im allgemeinen
sechs KReligionsstunden in der Volksschule au erteilen

und zwar in der Hauptsache in den oberen Klassen
Gehören mehrere Schulen zum Kirchspiel , 80 ist ein

angemessener Teil der Stunden der oder den Filial -
schulen zuzuwenden “ ' .

Hierzu wird bemerkt :

1 . Io großstädtischen Gemeinden , in denen die Pfarter

bei der Besorgung eines umfangreichen
eligionsunterrichts in den höheren Lehranstalten mitwirken

und sechs oder mehr Stunden Konfirmandenunterricht 4u
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erteilen haben , ermäßigt sich ihr Anteil am Religionsunter -
richt in der Volksschule auf drei Stunden wöchentlich . Der
Oberkirchenrat behält sich vor , in den in Betracht kommen -
den Fällen das Erforderliche anzuordnen und wo nötig den
Stadtvikaren eine größere Anzahl von Stunden zuzuweisen .

2. Die Generalsynode wie auch das Großherzogliche
Ministerium des Kultus und Unterrichts haben ausdrücklich
Wert darauf gelegt , daß durch diese im allgemeinen ange -
ordnete vermehrte Beteiligung der Geistlichen am Religions -
unterricht in der Volksschule doch nirgends ein Lehrer ganz
von diesem Unterricht ausgeschaltet werde . Dieser Vorbe -
halt kommt in zweiklassigen Volksschulen zur Geltung , in
denen überhaupt nur sechs Religionsstunden wöchentlich
erteilt werden . Von diesen sollen auch künftig jedenfalls
zwei dem Lehrer zufallen .

3. In Kirchspielen mit mehreren Volksschulen erteilt
der Geistliche seinen Religionsunterricht in der Regel so ,
daß er die eine Hälfte der Stunden in der Volksschule des
Mutterorts , die andere in der oder den Außenschulen erteilt .
Wird eine andere Verteilung gewünscht oder ergeben sich
in dieser Frage überhaupt Schwierigkeiten , s0 trifft das
Dekanat , erforderlichenfalls nach Benehmen mit dem Kreis -
schulamt , die Entscheidung . Hiervon ist der Oberkirchen -
rat in Kenntnis zu setzen .

4. Muß eine Pfarrei vorübergehend für längere oder
kürzere Zeit nachbarlich versehen werden , so wird sie in
Ansehung des vom Geistlichen zu erteilenden Religionsunter -
richts wie ein Filial behandelt . Liegen genügende Gründe
Vor , so kann in solchen Fällen die Zahl der vom Geistlichen
in der Volksschule seines Wohnsitzes zu erteilenden Stun -
den ermäßigt werden . Die Entscheidung behält sich der
Oberkirchenrat vor , an den rechtzeitig Antrag zu stellen ist .

Der Begriff „ Geiſtlicher “ im Sinne des Schulgeſetzes hat unter
der Einwirkung der neueren verfaſſungsrechtlichen Beſtimmungen eine
weſentlich veränderte Bedeutung erhalten . Bei ſeiner Auf⸗
nahme in das Geſetz im Jahre 1868 und in den folgenden 50 Jahren bis
zum Jahre 1918 war das Recht zur Erteilung von Religionsunterricht
an der Schule beſchränkt auf die römiſch⸗katholiſche und die
evangeliſch⸗proteſtantiſche Kirche , die allein die Eigenſchaft
öffentlich⸗rechtlicher Korporationen mit dem Recht der öffentlichen Gottes⸗
verehrung hatten . (§S 1 des Geſ . vom 9. Okt. 1860 ) . Dazu kam noch auf
Grund des Edikts vom 13. Januar 1809 die iſraelitiſche Religions⸗
gemeinſchaft . Für die beiden chriſtlichen Kirchen waren die Voraus⸗
ſetzungen „für die Zulaſſung zu einem Kirchenamt oder zur
öffentlichen Ausübung kirchlicher Funktionen “ , wozu
auch die Erteilung des Religionsunterrichts an öffent⸗
lichen Schulen gehörte , geſetzlich geregelt ( § 9 Abſ . 2 des Geſetzes
vom 9. Okt. 1860 in der Faſſung des Kirchengeſetzes vom 4. Juli 1918 )
und es mußte die „ Zulaſſung “ in jedem einzelnen Fall vom Kultus⸗
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miniſterium ausgeſprochen ſein , bevor der betreffende Geiſtliche kirchlicher⸗

ſeits zur Erteilung von Religionsunterricht verwendet werden durfte . In

beiden Beziehungen ſind weſentliche Anderungen eingetreten .

Zunöächſt hat ſich auf grund des § 18 Abſ . 4 der Bad . Verf . der Kreis

der ſtaatlich als Körperſchaften des öffentlichen Rechts anerkannten

Religionsgemei nſchaften bedeutend erweitert und weiterhin

iſt in § 18 Abſ . 3 dieſen Körperſchaften das Recht der freien und

elbſtändigen Ordnung ihrer Angelegenheiten zuerkannt . Das⸗

ſelbe Recht iſt ihnen durch Art . 137 Abſ 3 PVerf . gewährleiſtet . D amit

ſind alle Beſchränkungen , denen die Kirchen bis dahin

in Bezug auf die Ausbildung ihrer , zur Vornahme

öffentlicher Verrichtungen beſtimmten Diener unter⸗

legen waren , in Wegfall gekommen . Sie können dieſe

Ausbildung jetzt ganz nach ihren Bedürfniſſen und je nach den Ver⸗

wendungszwecken der Religionsdiener auch verſchieden ge⸗

ſtalten . Die Kirchen ſind nicht gebunden , zur Erteilung von Religions⸗

unterricht nur Seelſorgegeiſtliche zu verwenden : es iſt ihnen unbenom⸗

men , hiefür beſondere Lehrper ſonen auszubilden und Att

und Umfang der von ſolchen nachzuweiſenden Befähigung von ſich aus

zu beſtimmen . Der Staat muß die ſo von den Kirchen ausgebildeten

Religionslehrer zur Erteilung des Religionsunterrichts zulaſſen und kam

nicht etwa die Zulaſſung von dem Nachweis der Vorbildung zum Lehr⸗

fach abhängig machen . Dies würde einen verfaffungsmäßig nicht zu⸗

läſſigen Eingriff in die Selbſtändigkeit der Kirchen bedeuten und ließe

ſich auch gegenüber einem Teil der ſtaatlich anerkannten Religions

gemeinſchaften in Rückſicht auf deren innere Organiſation nicht durch⸗

führen . Eine unterſchiedliche Behandlung würde aber dem in § 18 Abſ .

aufgeſtellten Grundſatz widerſprechen , wonach „alle ſtaatlich anerkannien

kirchlichen und religiöſen Gemeinſchaften re cht lich gleichgeſtellt
ſind “. Tatſächlich ſind von der iſraelitiſchen Reli ionsgeſellſchaft , die in

der Ausbildung il eiſtlichen ni ene e

e g ihrer Geiſtlichen nicht geſetzlich beſchränkt war , ſtets ſog
Cantoren , auch wenn dieſe keine Lehrer waren , zur Erteilun desiſraelitt

verwendet worden .

Hiernach iſt „Geiſtlicher “ im Sinne des 8 1

Rechtslage jede vo 1 ei 1 er ſt a 811 5 1 51 b4
gionsgemeinſchaft 5u * Vermittelung ihrer Lehren
an Schüler für befähigt ertlärte und als damit be
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3. An Lehrplänen für di 3
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Nr. 5 Seite 33, verkündet durch das UM. mit Bktm . vom 11. März
1922 , ABl. Nr . 13 S. 107. Neben dieſem Lehrplan bleiben in
Geltung die Vorſchriften des § 13ff — ( § 14 Abſ . 2 in der
Faſſung der VO. vom 3. Mai 1915 , Sch8OBl . Nr . 17) , des Lehr⸗
plans vom 19. Februar 1905 — verkündet von dem vorm . OSchR .mit Bktm . vom 14. April 1905 .

e) Der Lehrplan für den iſraelitiſchen Religionsunterricht vom
18. Februar 1881 , verkündet durch den vorm . OSchR . mit Be⸗
kanntmachung vom 12. März 1881 — SchVOBl . Nr . 21.

d) Der Lehrplan für den altkatholiſchen Religionsunterricht vom
9. September 1882 , der von dem vorm . OSchR . zwar nicht amt⸗
lich verkündet , aber laut Bktm . vom 24. Oktober 1883 den Kreis⸗
ſchulviſitaturen zur „ Verteilung an diejenigen Schulen ihrer
Dienſtbezirke , an welchen beſonderer Religionsunterricht für alt⸗
katholiſche Schüler erteilt wird “ , mitgeteilt wurde .

e) Der aufgrund eines Beſchluſſes des 30. Verbandstages ſüdweſt⸗
deutſcher freireligiöſer Gemeinden vom 17. Mai 1913 von dem
Prediger der freireligiöſen Gemeinde in Mannheim , Dr . Weiß ,
aufgeſtellte „ Lehrplan für den Religions⸗ und Sittenunterrichtder Freireligiöſen Gemeinden “ . Eine amtliche Bekanntgabe dieſes
Lehrplanes hat bis jetzt nicht ſtattgefunden .

Für die Erteilung des Religionsunterrichts der übrigen ſtaatlichanerkannten Religionsgemeinſchaften beſtehen allgemein bekannt ge⸗gebene Lehrpläne nicht .
Die Beaufſichtigung des Religionsunterrichts ge⸗ſchieht katholiſcherſeits durch die hiefür von dem ErzbiſchöflichenOrdinariat für einzelne Bezirke als Aufſichtsbeamte beſonders beſtelltenGeiſtlichen ( die „ Erzbiſchöflichen Schulinſpektoren “ ) ; auf

evangeliſcher Seite gehört die Beaufſichtigung zum amtlichen
Wirkungskreis der Dekane . Für den altkatholiſchen Bekennt⸗
nisteil iſt das Land in zwei Inſpektionsbezirke eingeteilt . Bei den
Iſraeliten iſt die Aufſichtsführung Aufgabe der Bezirks⸗
rabbiner . Für die übrigen Religionsgemeinſchaften beſtehen keine
entſprechenden Anordnungen .

Die von den einzelnen Kirchenbehörden beſtellten Aufſichtsbeamten
und die ihnen zugewieſenen Bezirke werden von dem UM. den Schul⸗behörden und Lehrern bekanntgegeben .

Für den katholiſchen Religionsunterricht iſt durch VO. des
Erzb . Ordinariats vom 24. November 1921 — Bktm . des UM. vom13. Februar 1922 — ABl . Nr . 10 —die bis dahin beſtandene Prüfung
der Volksſchulen durch den Ortspfarrer aufgehoben worden . Die
Prüfungen werden nur noch durch den Erzb . Schulinſpektor , und zwaralljährlich am Schulort ſelbſt abgehalten . An Stelle der ordent⸗
lichen Prüfung kann eine außerordentliche Prüfung durch ein Mitgliedder oberen Kirchenbehörde treten .
Auf evangeliſcher Seite ſind die durch 88 20, 21 der Verordnungüber den Lehrplan vom 19. Februar 1905 vorgeſchriebenen pfarr⸗
amtlichen Prüfungen aufgehoben .

Die von dem Ev. OKR . unterm 18. Dez. 1919 erlaſſene VoO. lautet :
Die Verordnung vom 19. Febr . 1905 ( VBl . S. 23 ff ) , den

evang . Religionsunterricht in den Volksschulen betr . wird da -

Von der inneren Einrichtung der Volksſchulen . § 40 . 79
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t, daß S 20 Abs . 1 und 2 und S 21 aufseboben

sind . Es werden demnach die Prüfungen durch den Orts -

geistlichen künftig in Wegfall kommen und nur noch alle

2 Jahre Prüfungen für die Dekane Vorzunehmen sein . Für

diese letzteren ermächtigen wir die Dekane ausdrücklich ,

nicht nur die Stellvertreter , sondern beide geistliche Mit⸗

glieder sowie den Ersatzmann in dem Maß zur Mitwirkung

Deizuziehen , als der Umfang des Geschäfts dies nötig macht,

Von den bei den Prüfungen gemachten Wahrnehmungen und

etwaigen daran ſich anſchließenden Wünſchen iſt den Kirchenbehörden

Gelegenheit geboten , dem UM. anlößlich der periodiſch ſtattfindenden

Beratungen des Miniſteriums mit den Schulaufſichtsbeamten Kenntnis

zu geben . Vergl . auch Abſchnitt III Ziff . 2 8 5

Bezüglich der Teilnahme an dieſen Konferenzen , ſowie der Bekannt⸗

gabe der kirchlicherſeits beſtellten Aufſichtsbeamten , der Anordnung det

Prüfungen und deren Verbeſcheidung durch dieſe — vergl . 88 10, 8 und g

der VO. des UM. über den Religionsunterricht an den Volksſchulen von

28. November 1913 — Abſchnitt V 2.

Ob und in welchem Umfang aus Anlaß der Religionsprüfung an einel

Schule der übrige Unterricht freizugeben iſt , unterliegt der Entſchließung

des Kreisſchulamts nach Lage der beſonderen Verhältniſſe derein⸗

zelnen Schule .
4. Die Relig ionsgemeinſchaften haben bei ihren Anotd⸗

nungen bezüglich des Religionsunterrichts , insbeſondere bei Erlaſſung

der Lehrpläne ,auf die nach dem SchG . ihrer Zuſtändigkeit unterliegen⸗

den Verhältniſſe ſich zu beſchränken und jede Einwirkung auf die an

dem SchG . der Regelung durch die Schulbehörde vorbehaltenen Gegen⸗

ſtände zu vermeiden . Hält ſich die Anordnung innerhalb dieſer Grenzel,

ſo iſt die Unterrichtsverwaltung zu ihrer Verkündung geſetzlich verpflichtel

13
Da den kirchlichen Behörden keinerlei Dienſtgewalt über die Lehtet

3
5 5 können ihre Verfügungen erſt durch dieſe Verkündung mit del

Weiſung zur Nachachtung für die Lehrer verbindlich werden .

5. Die Geiſtlichen haben die auf den Schulbetri üglichel

Anordnungen der Schulordnung wie die übrigen Ghule
güle 5 beſonders hinſichtlich der Handhabung der Sch ulzucht m

er Ein h. a lt ung des Stundenplan 6. Der Geiſtliche kann D0⸗

her. 0 die im Stundenplan feſtgelegte Verteilung der Religionsſtundel

506 ihm und dem Lehrer nicht von ſich a usändern . It de

5 vorausſichtlich für längere Zeit an der Erteilung D65

te n hts verhindert, ſo hat er für entſprechenden Erſatz zu ſorgen .

ſpfern 5 06 110 bergehenden Verhinderung hat das Kreisſchulamt
U er Geiſtliche nicht ſelbſt für Vertretung ſorgt , den Lehrer bis zu

Dutht 0
6 Wochenſtunden mit der Werfeh des Relihole

errichts zu beauftragen ( S 2 der VO. des UM den Rel⸗ el

de. i V
5 Iſt der Gentche niun 15

der Erteilung des Unterrichts zur hiefür beſtimm

e be wird er dem Klaſbenlehre Mitteilung

für 3 Mitoe Geiſtliche nicht ſelbſt einen Erſatz beſtelt hul

die Bktmg . des uM br Sorge tragen wird . Vergl . hiehi 10
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Von der inneren Einrichtung der Volksſchulen . § 40 . 81

Der Geiſtliche unterſteht auch als Religionslehrer a usſchließ⸗
lich der Dienſtgewalt der Kir ch e, bezw . der Religionsgemein⸗
ſchaft , in deren Auftrag er tätig iſt . Dies gilt auch für etwaige Zu⸗
widerhandlungen gegen die Schulordnung . Den Schul⸗
behörden ſteht weder ein Aufſichtsrecht über ſeine Dienſtführung , noch
auch das Recht zu, bei Zuwiderhandlungen gegen die Schulordnung ihm
dienſtlich Vorhalt zu machen , eine Mahnung zu erteilen , eine Unter⸗
ſuchung einzuleiten oder auch nur Erhebungen , die einen ſolchen Charak⸗ter tragen — wie die Einvernahme von Zeugen — vorzunehmen . Der
Schulbehörde kommt nur das Recht zu, Verſtöße , die der Geiſtliche gegendie Schulgeſetze ſich zuſchulden kommen läßt , ſei es, daß ſie ihr auf dem
Beſchwerdeweg oder ſonſt bekannt geworden ſind , auf dem für ſie geord⸗
neten Dienſtweg an das UM. zur Weiterleitung an die zuſtändige obere
Kirchenbehörde vorzulegen . Dabei bleibt es der ſtaatlichen Aufſichts⸗
behörde überlaſſen , vor der Weiterleitung die zur Beurteilung des S
verh alts unumgänglich notwendigen Erkundigungen in ſachgemäßerWeiſe innerhalb des Rahmens ihrer Zuſtändigkeit einzuziehen . Unter
Umſtänden wird auch durch eine Mitteilung des Kreisſchulamts an den
kirchlichen Prüfungsbeamten Abhilfe zu erreichen ſein . Das Recht der
Staatsanwaltſchaft zu ſtrafgerichtlichem Einſchreiten beim Vor⸗
liegen des Tatbeſtandes einer ſtrafrechtlich verfolgbaren Handlung —
3. B. wegen Körperverletzung —erleidet dadurch keine Einſchränkung .

Von der aus dem allgemeinen Aufſichtsrecht des Staates über die
Schule ſtaatlicherſeits abgeleiteten Befugnis , einen Religionslehrer bei
beſonders ſchweren und beharrlichen Zuwiderhandlungen gegen die
Schulordnung von der Schule auszuſchließen , iſt tatſächlich in den letzten
Jahrzehnten nicht Gebrauch gemacht worden .

Der Geiſtliche als Religionslehrer iſt nicht Beamter im
Sinne des §S 359 RStGB . Dementſprechend ſteht auch das Recht der An⸗
tragſtellung auf gerichtliche Beſtrafung wegen Beleidigung eines
Geiſtlichen bei Ausübung ſeines Berufs als Religionslehrer oder in
bezug auf dieſen Beruf nicht dem Unterrichtsminiſterium , ſondern aus⸗
ſchließlich ſeiner vorgeſetzten kirchlichen Behörde zu .

7. Für die ſtaatliche B ehörde wird ein Anlaß , die Erteilungdes Religionsunterrichts durch den Lehrer abzuſtellen , nur dann
gegeben ſein , wenn der Lehrer durch die Art ſeines Unterrichts bedeut⸗
ſame ſtaatliche Intereſſen ſchädigt . Veranlaſſungen zu einem ſolchen Vor⸗
gehen des Staates werden ſich wohl ſelten ergeben .

Ob für die kirchliche Behörde , bezw . eine Religionsgemein⸗ſchaft , Gründe vorliegen , die Erteilung des Religionsunterrichts durch den
Lehrer abzubeſtellen , iſt ausſchließlich Sache der Würdigung und
Entſcheidung dieſer Behörde . Im allgemeinen wird ſie von dieſer ihr
uneingeſchränkt zuſtehenden Befugnis nur dann Gebrauch machen , wenn
der Lehrer durch Lehre oder Wandel ſich mit ihren Grundſätzenoder Einrichtungen in Widerſpruch ſetzt . Die äußere Form für die
Maßregel iſt in der Regel die Entziehung der dem Lehrer erteilten Be⸗
fähigung zur Erteilung des Religionsunterrichts .

Der ſtaatlichen Unterrichtsverwaltung ſteht kein Recht zu, in
dieſe Freiheit der Entſcheidung einzugreifen . Andererſeits hat ſie aberfür ſich ſtets das Recht in Anſpruch genommen , in eine Prüfung darüber
einzutreten , ob nach Lage der örtlichen Verhältniſſe , insbeſondere nach

6
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der Zahl der dem gleichen Bekenntnis angehörigen Lehrer derſelben
Schule , der betr . Lehrer auf ſeiner Stelle zu belaſſen oder an eine Schule

zu verſetzen iſt , wo er keinen Religionsunterricht zu erteilen hat .

Aushilfeleiſtung in Erteilung des Religionsunterrichts .

§ 41 .

Geſ . vom 18. September 1876 Art . IV S 27 c. Geſ . vom 13. Mai 1892

Art . III .

( 1) Für Schulen , welche Schüler verſchiedener Bekenntniſſe

zu unterrichten haben , aber nicht mit Lehrern aus jedem der be⸗
treffenden Bekenntniſſe beſetzt ſind , kann die Oberſchulbehörde

anordnen , daß die Unterſtützung für den Religionsunterricht (8.410
Abſatz 2) des eines eigenen Lehrers entbehrenden Bekenntniſſes
—ſofern die Zahl der dieſem Bekenntniſſe angehörenden Schul⸗

kinder dauernd mindeſtens fünfzehn beträgt — durch einen be⸗

nachbarten Lehrer geleiſtet werde .

( 2) In gleicher Weiſe , oder durch Auferlegung beſonders zu

vergütender Unterrichtsſtunden (§S 55 ) an einen bekenntnisange⸗

hörigen Lehrer der betreffenden Schule , kann Aushilfe im Reli⸗

gionsunterricht für Volksſchulen angeordnet werden , an welchen
zwar Lehrer des betreffenden Bekenntniſſes angeſtellt ſind , jedoch
in geringerer Zahl , als nach §S 26 und § 34 Abſatz 2, 1 anzuſtellen

wären , wenn die betreffende Schule von Kindern noch anderer Be⸗

kenntniſſe nicht beſucht würde .

( 3) Die durch Verordnung zu regelnde Vergütung für dieſe
Aushilfe ( Abſatz 1 und 2) hat [ die Gemeinde vorbehaltlich det

Überwälzung auf ] die Staatskaſſe [ S 76 , 4, §S§ 94ff . ] zu leiſten .

( J ) Auch wo eine Anordnung nach Abſatz 1 dieſes Para⸗

graphen nicht getroffen iſt , muß für den vorgeſchriebenen Reli⸗

gionsunterricht des eines eigenen Lehrers entbehrenden Bekennt⸗
niſſes jedenfalls das vorhandene Schullokal und Heizung darge⸗

boten werden , ſoweit dadurch der übrige Unterricht nicht beein⸗
trächtigt wird .

SchG . § 26, 34, 40.

1 . Das Geſetz ſtellt in § 40 eine Verpflichtung der Schule zur Mik⸗

wirkung an der Erteilung des Religionsunterrichts nur für den Fall auf,
daß an derSchule ein Lehrer des betr . Bekenntniſſes angeſtellt iſt . 8 41

enthält eine Erweiterung der Beſtimmung , indem er für den Fall , daf

an einer Schule Lehrer eines Bekenntniſſes überhaupt nicht oder

1e 3 a hl angeſtellt ſind, eine Aushilfe⸗
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Von der inneren Einrichtung der Volksſchulen . § 41 . 83

Die Aushilfe ſoll im Fall des Abſ . 1 nur eintreten , wenn es ſich umdauernd ( vergl . § 5 der VVO . 3z. SchG . vom 8. Auguſt 1910 — Ab⸗
ſchnitt III 4 —und die Bmkg . hierüber zu § 26 1. Geſ . ) fünfzehn
Schüler handelt .

Die Vorſchrift in Abſ . 1 ſoll nach den ſ. Zt . im Verfaſſungsausſchuß
zu § 19 Abſ . 3 der Bad . Verf . gepflogenen Verhandlungen ſinngemäßauch dann zur Anwendung kommen , wenn an der Schule zwar ein
Lehrer des betreffenden Bekenntniſſes angeſtellt iſt , dieſer aber die Er⸗
teilung von Religionsunterricht ablehnt .Statt eines benachbarten Lehrers kann auch ein am S chul⸗ort wohnender zuruhegeſetzter Lehrer oder Schulkandidat des betr .
Bekenntniſſes zur Aushilfeleiſtung verwendet werden . Für iſraeli⸗
tiſche Schüler werden übungsgemäß auch die am Ort wohnendeniſraelitiſchen Religionslehrer ( Cantoren ) beigezogen , auch wenn ſie nicht
geprüfte Lehrer ſind . Hinſichtlich des Umfa ngs der Aushilfe vergl .§ 3 Abſ . 1 des VO. des UM. den Religionsunterricht an der Volksſchulebetr . vom 28. November 1913 Abſchnitt V2 .

2. Abſ . 2 enthält nur die Anwendung des Abſ . 1 auf den Fall , daßin Rückſicht auf ein oder mehrere konkurrierende Bekenntniſſe nicht ſo⸗viel Lehrer eines Bekenntniſſes angeſtellt ſind , als nach § 26 i. V.mit § 34 des Geſ . anzuſtellen wären , z. B. die Schule zählt205 Schüler , davon Bekenntnis K 160, B 45. Anzuſtellen ſind im ganzen3 Lehrer , davon 2 Bekt . X und 1 Bekt . P. Auf die beiden Lehrer vonkommen 20 Schiler über das geſetzliche Höchſtmaß hinaus . Für dieſeSchüler iſt Aushilſe nach Abſ . 2 einzurichten .
Die Anwendung des Abf . 2 iſt nicht dadurch bedingt , daß die Zahlder überſchießenden Schüler dauernd 15 beträgt . Erforderlich iſt nur ,daß die Zahl der auf einen Lehrer entfallenden Schüler die 3ahl 70

überſteigt .
3. Eine beſondere Vergütung für die Aushilfeleiſtung ( Abſ . 1und 2) hat der Lehrer nach § 55 Satz 2 des Geſ . und Art . 13 RPAV . nurdann zu beanſpruchen , wenn durch die Aushilfeleiſtung ſein Stunden⸗

deputat dauernd auf über 32 Wo chenſtunden anwächſt .Im Falle des Abſ .1 ſteht dem Lehrer aber ſtets Reiſekoſtenent⸗
ſchädigung nach den hierüber für die Beamten allgemein geltenden Vor⸗
ſchriften zu. Für die Bemeſſung der Überſtundenvergütung ſind die Vor⸗
ſchriften der Verordnung des StM . vom 26. Juli 1922 ( ABl . Nr . 34 maß⸗gebend . Vergl . Bmkg . zu § 56 des Geſ. ) . Die Koſten fallen , da es ſichum eine geſetzlich vorgeſchriebene Leiſtung handelt , nach §S 28 StVG . der
Staatskaſſe zur Laſt .

4. Die Vorſchrift iſt nicht nur auf den von einer Religionsgemein⸗ſchaft angeordneten und in ihrem Auftrag erteilten Religionsunterricht ,ſondern auch auf den Fall anwendbar , daß die Bekenntnisangehörigen
auf ihre Koſten durch einen von ihnen hierfür beſtellten Lehrer Religions⸗
unterricht erteilen laſſen . Wird dieſer Unterricht in den Räumen der
Volksſchule zu feſtbeſtimmten , der Ortsſchulbehörde namhaft gemachtenStunden erteilt , ſo gilt er wie der von der Behörde ſelbſt angeordneteals ein Teil des durch § 4 des Geſetzes geſchützten Unterrichts . Die Vor⸗
ſchrift findet ferner Anwendung auf den Fall , daß die Kinder einer be⸗
nachbarten Schule für den Religionsunterricht ( nach § 9 des Geſ . ) der
Schule zugewieſen ſind , ſelbſt wenn der Unterricht für ſie getrennt von



8⁴ Schulgeſetz .

dem Unterricht der ortsangehörigen Kinder und zu einer für dieſe ſchul⸗

freien Zeit erteilt wird . Weigert ſich die Gemeinde , ihrer Verpflichtung
nachzukommen , ſo kann ſie aufgrund der § 140 Ziff. 2 des Geſ . i. V. mit

8 5 Ziff . 2 a 330 . durch den Bezirksrat dazu angehalten werden .

Weibliche Handarbeiten .
§ 42 .

EuG . vom 8. März 1868 § 28. Geſ . vom 18. September 1876 Art . V.

Geſ. vom 13. Mai 1892 Art . III .
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im Wege der Nachſichtserteilung eine Ausnahme bewilligt wird . Eine
ſolche Ausnahme wird auch für den regelmäßigen Fall des Abſ . 2 dann
bewilligt werden können , wenn die Zahl der zum Beſuch des Unterrichts
verpflichteten Mädchen nur eine kleine iſt .

Sind mehrere Gemeinden an einer Schule beteiligt , ſo kann
eine Beſchränkung des Unterrichts auf das Winterhalbjahr nur auf über⸗
einſtimmenden Beſchluß aller Gemeinden eintreten .

Höhere Behörde iſt das UM. 380 . 8 2 Ziff . 4.
Die für den Handarbeitsunterricht zu bildenden Klaſſen ſollen

nicht mehr als 40 Schülerinnen umfaſſen und die Unterrichtszeitſoll im Falle des Abſ . 1 nicht unter drei , im Falle des Abſ . 2 nicht
unter vier Wochenſtunden zurückgehen . Vergl . im übrigen die VO. des
vorm . OSchR . , die Erteilung des Unterrichts in weiblichen Handarbeiten
an Volksſchulen vom 3. März 1894 — SchVOBl . S. 76. Zu dem der
Vo beigegebenen Lehrplan iſt zu bemerken , daß ein den neueren An⸗
forderungen entſprechender Lehrplan dermalen Gegenſtand der Er⸗
probung in einer größeren Anzahl von Schulen iſt .

3. Anträge auf Befreiung ſind durch Vermittelung der
Ortsſchulbehörde beim Kreisſchulamt einzureichen .

4. Die Zuſammenfaſſung zu gemeinſamem Unterricht wird unter
Umſtänden den Vorteil bieten , daß ſie die ! ? ildung mehrerer Klaſſen und
damit eine Trennung der Schülerinnen nach einzelnen Schuljahren er⸗
möglicht .

Zuläſſige Strafen .
843 .8 0

EllG . vom 8. März 1868 § 209.
Die in der Volksſchule zuläſſigen Strafen werden durch Ver⸗

ordnung der Oberſchulbehörde unter Genehmigung des Unter⸗
richtsminiſteriums beſtimmt

Die hier vorgeſehenen Verord
Schulordnung — Abſchnitt
erlaſſen .

ungen ſind in den §88 64 —69 der
1 — unmittelbar durch das UMM.

Vierter Titel .

Von den Lehrern und Lehrerinnen an den Volksſchulen .

Erſter Abſchnitt .

Von der Vorbereitung der Volksſchullehrer .

Volksſchulkandidaten .

§8 44.
EllG . vom 8. März 1868 § 30. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . IV .

( 1) Die Aufnahme unter die Volksſchulkandidaten , durch
welche die Befähigung für den Dienſt eines Schulgehilfen erlangt
wird , geſchieht durch die Oberſchulbehörde in der Regel aufgrund
einer vorher beſtandenen Prüfung .
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